
obwohl Integrierte Handlungskonzepte
nach Aussage vieler am Programm Betei-
ligter als strategisches Instrument zur Um-
setzung des Programms Soziale Stadt
gelten, weist die bisherige kommunale
Praxis diesbezüglich noch weitgehende
Unsicherheit und Zurückhaltung auf. Des-
halb haben wir für dieses Heft den The-
menschwerpunkt �Integriertes Handlungs-
konzept� gewählt und stellen in einem
ersten Positionspapier auf der Grundlage
bisheriger Erfahrungen � vor allem in den
Modellgebieten der Sozialen Stadt � Hin-
weise zur Erarbeitung, Umsetzung und
Fortschreibung solcher Konzepte zur Dis-
kussion.

Ebenso wie Nordrhein-Westfalen verfügt
Hamburg über eine längere Tradition in-
tegrierter Ansätze für die Stadtteilentwick-
lung. Deshalb wird in diesem info über
Erfahrungen bei der Erarbeitung und Um-
setzung von �Quartiersentwicklungskon-
zepten� berichtet, wie die Integrierten
Handlungskonzepte in Hamburg genannt
werden (Beitrag Ludger Schmitz).

Einer Erweiterung der Verwaltungsreform
um den Aspekt der Raumorientierung
kommt als struktureller Voraussetzung für
eine erfolgreiche Stadtteilentwicklung und
damit auch für die Praxis Integrierter
Handlungskonzepte große Bedeutung zu.
Zu diesem Schluss und daraus folgenden
Forderungen kommen Gaby Grimm, Gab-
riele Micklinghoff und Klaus Wermker in ih-
rem Beitrag. Sie begründen dies mit Er-
kenntnissen und Erfahrungen aus fast 20
Jahren Stadt(teil)entwicklungsarbeit in Es-
sen.

Essen ist auch die Stadt, in der am 5. und
6. November 2001 der vom Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen gemeinsam mit dem Difu veran-
staltete Impulskongress �Integratives Han-
deln für die soziale Stadtteilentwicklung�
stattfindet. Wir hoffen sehr, dass der Er-
fahrungsaustausch in einer Vielzahl von
Arbeitsgruppen und die Diskussionen im
Plenum zu einer weiteren Klärung von
Qualitätsstandards für das Instrument In-
tegriertes Handlungskonzept beitragen
werden.

Ihre Difu-Projektgruppe Soziale Stadt  !

Liebe Leserin,
lieber Leser,

Soziale Stadt
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Strategische Bedeutung des In-
tegrierten Handlungskonzepts
Bund und Länder messen dem Integrier-
ten Handlungskonzept für die Umsetzung
des Programms �Stadtteile mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf � die soziale
Stadt� strategische Bedeutung bei. Dies
wird in Artikel 2, Absatz 4 der von Bund
und Ländern geschlossenen Verwaltungs-
vereinbarungen zur Städtebauförderung
(1999�2001) deutlich: �Die Probleme der
Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf sind mit einem integrierten Konzept
im Sinne einer ganzheitlichen Aufwer-
tungsstrategie in einem umfassenderen
Zusammenhang zielgerichteter sozialer
und ökologischer Infrastrukturpolitik anzu-
gehen. (...) Maßnahmebegleitend ist ein
auf Fortschreibung angelegtes gebietsbe-
zogenes integriertes stadtentwicklungspo-
litisches Handlungskonzept durch die Ge-
meinden aufzustellen. Das Handlungskon-
zept (Planungs- und Umsetzungskonzept
sowie Kosten- und Finanzierungsüber-
sicht) soll zur Lösung der komplexen
Probleme zielorientierte integrierte Lö-
sungsansätze aufzeigen, alle Maßnahmen
zur Erreichung der Ziele � auch die ande-
rer Bau- und Finanzierungsträger � erfas-
sen sowie die geschätzten Ausgaben und
deren Finanzierung darstellen.� Mit diesen
Bestimmungen wird gleichzeitig die För-
derfähigkeit eines Gebietes an die Erar-
beitung eines integrierten stadtentwick-
lungspolitischen Handlungskonzepts für
das Quartier gebunden.

In dem Leitfaden der ARGEBAU-Minister-
konferenz zur Ausgestaltung der Gemein-
schaftsinitiative �Soziale Stadt� (2. Fas-
sung, Stand 1. März 2000) wird die strate-
gische Rolle der Integrierten Handlungs-
konzepte bestätigt; zugleich werden deren
prozesshafter Charakter sowie die erfor-
derliche Eigeninitiative der örtlichen Akteu-

re bei der Erarbeitung und Umsetzung
dieser Konzepte betont. Soweit die Länder
bislang Verwaltungsvorschriften, Richtli-
nien, Ausschreibungen oder Arbeitshilfen
zum Programm Soziale Stadt veröffentlicht
haben, gehen auch diese in der Regel auf
das Integrierte Handlungskonzept ein.
Zum Teil werden die Regelungen der
Verwaltungsvereinbarungen übernommen,
mehrheitlich aber darüber hinausgehende
Anforderungen im Hinblick auf inhaltliche
und verfahrensbezogene Aspekte der
Handlungskonzepte formuliert.

Zurückhaltende Praxis in den
Kommunen
Trotz der großen Bedeutung, die Bund
und Länder dem Integrierten Handlungs-
konzept beimessen, zeigt die Umsetzung
des Programms Soziale Stadt in den von
den Ländern ausgewählten 16 Modellge-
bieten, dass im Hinblick auf die Erstellung
des Integrierten Handlungskonzepts bis-
lang eine noch eher zurückhaltende Praxis
vorherrscht.

In sieben Gebieten � dies wird aus einer
Auswertung der im Mai 2001 von den Pro-
grammbegleitungen vor Ort (PvOs) vor-
gelegten Zwischenberichte ersichtlich �
gibt es kein Integriertes Handlungskon-
zept; für drei Gebiete wird berichtet, dass
ein Konzept ausgearbeitet werde, und le-
diglich für sechs Gebiete wird mitgeteilt,
dass ein Integriertes Handlungskonzept
vorliege. In letzteren Fällen handelt es sich
um sehr unterschiedliche Konzepte � dies
lässt erkennen, dass Unsicherheiten über
Formen, Inhalte und Verfahren der Kon-
zeptentwicklung sowie über Umsetzungs-
und Fortschreibungsmethoden bestehen.
Vermutlich ist die Situation in den übrigen
inzwischen 249 Programmgebieten nicht
viel anders.

Integrierte Handlungskonzepte:
Funktion und Voraussetzung
Probleme und Handlungserfordernisse in
den �Stadtteilen mit besonderem Entwick-
lungsbedarf� weisen weit über baulich-
räumliche Aufgaben und Lösungsmöglich-
keiten hinaus. Wesentliches Merkmal so-
zialer Stadtteilentwicklung ist deshalb die
Querschnittsorientierung. Anders als bei
der traditionellen Stadterneuerung stehen
sozial-, beschäftigungs-, bildungs-, um-
welt- und kulturpolitische sowie wohnungs-
wirtschaftliche Anforderungen gleichbe-
rechtigt neben baulich-städtebaulichen
Aufgaben. Alle diese Fachbelange und
Handlungsfelder sollen unter besonderer
Berücksichtigung nicht-investiver Maß-
nahmen in den Integrierten Handlungs-
konzepten zusammengefasst und vernetzt
werden. Entsprechend sind Mittel aus un-
terschiedlichen Töpfen � seien es öffentli-
che Fördermittel oder Gelder von Priva-
ten � ressort- und ämterübergreifend für
die Entwicklung der Quartiere zu bündeln.
Damit wird das Integrierte Handlungskon-
zept zu einem wesentlichen Steuerungs-
und Koordinierungsinstrument sozialer
Stadtteilentwicklung.

Das Integrierte Handlungskonzept fungiert
als Orientierungsrahmen für die Steuerung
der Programmumsetzung im Hinblick auf
Projektentwicklung und -realisierung und
damit auch in Bezug auf die Bündelung
des Mitteleinsatzes. Politisch beschlossen
bildet das Integrierte Handlungskonzept
die verbindliche Grundlage für den Res-
sourceneinsatz aller zuständigen Fachres-
sorts und Ämter. Gleichermaßen soll es
verlässliche Basis für private Investitionen
sein. Und schließlich dient es dem Land
als Grundlage für die Vergabe von Pro-
gramm-Mitteln der Sozialen Stadt und der
traditionellen Städtebauförderung sowie
für deren Bündelung mit Fördermitteln aus
anderen Programmen.

Die Stadtteilentwicklung durch das Integ-
rierte Handlungskonzept wirkungsvoll und
effizient zu steuern setzt voraus, das Kon-
zept sorgfältig zwischen allen zuständigen
Ressorts oder Ämtern und lokal wirksa-
men Akteuren abzustimmen. Dies gilt ins-

Integriertes Handlungskonzept
Steuerungs- und Koordinierungsinstrument für die
soziale Stadtteilentwicklung
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besondere für ressortübergreifende Maß-
nahmen und Projekte sowie die Austarie-
rung privatwirtschaftlicher und gemein-
wohlorientierter Interessen. Die Erarbei-
tung, Umsetzung und Fortschreibung des
Integrierten Handlungskonzepts ist daher
gleichzeitig Anstoß für Kommunikations-
und Koordinationsprozesse zwischen den
Akteuren vor Ort und in der Verwaltung.

Schließlich soll das Integrierte Handlungs-
konzept, indem es verlässliche und moti-
vierende Zukunftsperspektiven festlegt,
eine Grundlage schaffen, um die örtlichen
Potenziale für die Stadtteilentwicklung zu
aktivieren, soll es das Vertrauen bilden,
das Investoren aus der Privatwirtschaft
benötigen, um ihren Beitrag zu leisten.

Elemente und Handlungsfelder
Integrierter Konzepte
In den Verwaltungsvereinbarungen zur
Städtebauförderung (1999�2001), im Leit-
faden der ARGEBAU sowie in den Anfor-
derungen der Länder an Integrierte Hand-
lungskonzepte (vgl. in diesem Heft S. 7 ff.)
zeichnen sich die nachfolgend aufgeführ-
ten Elemente als grundlegend für einen
leistungsfähigen Einsatz des Instruments
ab; diese Einschätzung wird durch die Er-
fahrungen aus der Programmbegleitung �
bundesweit und vor Ort in den Modellge-
bieten � bestätigt:

Gebietsauswahl und -abgrenzung: Be-
gründung der Auswahl und Abgrenzung
des Gebietes, Analyse der gesamtstädti-
schen Bedeutung und Funktion des Ge-
bietes;

Struktur-, Problem- und Potenzialanalyse:
kurzer Abriss zur Entwicklung des Gebie-
tes, Analyse der funktionalen, städtebauli-
chen, ökonomischen, sozialen und ökolo-
gischen Strukturen, Probleme und Poten-
ziale im Gebiet, Identifikation und Benen-
nung zentraler Problemfelder und Ent-
wicklungspotenziale;

Einbeziehung bereits vorliegender Hand-
lungsprogramme und Einzelmaßnahmen:
z.B. städtebauliche Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen, Beschäftigungs-
und Qualifizierungsmaßnahmen, Verbes-

serungen der sozialen Infrastruktur, Wohn-
umfeldmaßnahmen, Stadtteilinitiativen;

Leitlinien und Entwicklungsziele: Formulie-
rung eines Leitbildes, Identifikation zent-
raler Leit- und Oberziele, Definition spezi-
fischer Entwicklungsziele für einzelne
Handlungsfelder, Vernetzung der Ent-
wicklungsziele unterschiedlicher Hand-
lungsfelder, Einordnung der Entwicklungs-
ziele in die gesamtstädtische Entwick-
lungspolitik;

Strategien, Maßnahmen und Projekte:
handlungsfeldbezogene Entwicklung und
Darstellung von Strategien, Maßnahmen
und Projekten unter folgenden Aspekten:
Ziel, Gegenstand und Inhalt, erwartete Er-
gebnisse, Auswirkungen auf andere
Handlungsfelder, Verknüpfung mit ande-
ren Strategien, Maßnahmen und Projek-
ten, Träger, Beteiligte, Zielgruppen, Prio-
ritätensetzung, zeitliche Realisierung, Fi-
nanzierungsbedarf und -plan;

Organisation, Management und Pro-
jektsteuerung: Organisationsformen inner-
halb der Verwaltung zur ressort- und äm-
terübergreifenden Abstimmung, Organisa-
tions- und Managementstrukturen auf der
Verwaltungsebene, im intermediären Be-
reich und auf der Quartiersebene ein-
schließlich ihrer Vernetzung (Quartierma-
nagement), Maßnahmen zum Controlling
der Umsetzung des Integrierten Hand-
lungskonzepts;

Einbindung der Quartiersbevölkerung und
Stadtteilakteure: Maßnahmen zur Bewoh-
neraktivierung und -beteiligung im Rah-
men der Erarbeitung, Umsetzung und
Fortschreibung des Handlungskonzepts,
Maßnahmen zur Einbindung der Stadtteil-
akteure;

Begleitende Evaluierung: vorgesehene
Methode der begleitenden (Prozess-)
Evaluierung und der Erfolgskontrolle, Be-
nennung von Indikatoren für die begleiten-
de Evaluierung;

Kosten- und Finanzierungsübersicht: Kos-
ten- und Finanzierungsübersicht für alle
Maßnahmen und Projekte des Integrierten

Handlungskonzepts mit geschätzten Ge-
samtkosten, Anteil kommunaler Mittel,
Anteil privater Mittel, Anteil vorgesehener
Fördermittel des Landes, des Bundes und
der EU.

Eine häufig gestellte Frage zielt auf den
integrativen Gehalt der Konzepte: Was
zeichnet ein Handlungskonzept tatsächlich
als �integriert� aus? Müssen alle oder min-
destens zwei der wie auch immer zu for-
mulierenden Handlungsfelder (vgl. den
Difu-Vorschlag in der Übersicht) im Kon-
zept enthalten sein? Da die Handlungs-
konzepte aus den Stadtteilen heraus ent-
wickelt werden sollen, das heißt an den
Problemen, Potenzialen und Ressourcen
im Gebiet anknüpfen müssen, kann aus
unserer Sicht eine Antwort nur allgemein
formuliert werden. Ein Handlungskonzept
entspricht dann der Forderung, integriert
zu sein, wenn alle zur Lösung der Proble-
me notwendigen Handlungsfelder einbe-
zogen werden � und zwar noch unabhän-
gig davon, inwieweit Fördermittel unter
anderem aus dem Programm Soziale
Stadt zur Verfügung stehen.

Übersicht
Zentrale Handlungsfelder
integrierter Stadtteilentwicklung

! Beschäftigung
! Qualifizierung und Ausbildung
! Wertschöpfung im Gebiet
! Soziale Aktivitäten und soziale

Infrastruktur
! Schulen und Bildung im Stadtteil
! Gesundheit
! Umwelt
! Stadtteilkultur
! Sport und Freizeit
! Zusammenleben unterschiedlicher

sozialer und ethnischer Gruppen
im Stadtteil

! Lokaler Wohnungsmarkt und
Wohnungswirtschaft

! Wohnumfeld und öffentlicher Raum
! Verkehr
! Befähigung, Artikulation und politi-

sche Partizipation
! Image und Öffentlichkeitsarbeit
! Prozess- und Ergebnisevaluation,

Monitoring
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Entwicklung Integrierter Hand-
lungskonzepte
Die Vielfalt möglicher Elemente und
Handlungsfelder des Integrierten Hand-
lungskonzepts verweist auf den hohen
Anspruch, der mit dem Instrument verbun-
den ist. Bisher herrscht in den Kommunen,
was die Aufstellung Integrierter Hand-
lungskonzepte betrifft, noch viel Unsicher-
heit, wie die Erfahrungen aus den Modell-
gebieten der Sozialen Stadt belegen. Dies
liegt zum Teil daran, dass zum Zeitpunkt
der Ausschreibung des Programms und
der Antragstellung viele Grundinformatio-
nen über das Gebiet noch fehlten, Organi-
sations-, Management- und Kommunikati-
onsstrukturen erst aufgebaut werden müs-
sen und in der Regel erheblicher Zeitdruck
besteht. Ganz unterschiedlich wird einge-
schätzt, inwieweit Bottom-up- und Top-
down-Strategien miteinander verknüpft
werden können oder müssen.

Erschwerend wirkt sich offenbar auch aus,
dass die große Erfolgserwartung im Ge-
biet und seitens der Politik ein eher prag-
matisches Vorgehen mit dem Schwerge-
wicht auf schnell realisierbaren Projekten
stützt. Häufig wird mit Projekten und Ein-
zelmaßnahmen in Vorleistung getreten,
obwohl noch gar kein Handlungskonzept
vorliegt und deshalb ein allgemein-
verbindlicher Orientierungsrahmen fehlt.
Dies überrascht nicht, dauert es doch oft
ganz unterschiedlich lange, bis Projekte im
Rahmen bestehender Förderprogramme
bewilligt werden, und ist die Entwicklung
wirklich integrierter, im Quartier abge-
stimmter Handlungskonzepte nicht selten
von unterschiedlichen Geschwindigkeiten
geprägt. Wo bisher von Integrierten
Handlungskonzepten die Rede ist, zeigt
sich bei den Ansätzen eine große Variati-
onsbreite: von der kommentierten Projekt-
übersicht über den städtebaulich domi-
nierten Rahmen- und/oder Maßnahmen-
plan traditioneller Stadterneuerung hin
zum umfassenden Kompendium mit vielen
Elementen vom Leitbild bis zur Beschrei-
bung von Einzelmaßnahmen.

Die �Philosophie� des Programms Soziale
Stadt sowie die Entwicklungsziele und
Handlungsfelder für das Integrierte Hand-

lungskonzept sind im ARGEBAU-Leitfaden
auf der allgemein-abstrakten Ebene for-
muliert. Für die Programmgebiete der So-
zialen Stadt geht es nun darum, aus ihren
spezifischen Problemen, Potenzialen und
Ressourcen heraus eine tragfähige und
nachhaltig wirksame Zukunftsperspektive
einschließlich der Verfahrensprogramma-
tik zu ihrer Realisierung zu entwickeln und
zu begründen. Dabei müssen die Hand-
lungsfelder präzisiert, Projektideen gene-
riert, Prioritäten für deren Umsetzung ge-
setzt, Förderung und Finanzierung akqui-
riert und koordiniert werden. Dies setzt die
detaillierte Kenntnis der Lebensverhältnis-
se im Quartier sowie die Klärung seiner
Funktion für die Gesamtstadt voraus. Wo
entsprechende gebietsbezogene Erhe-
bungen und Untersuchungen bereits vor-
liegen, sind deren Ergebnisse in das über-
greifende Handlungskonzept einzubinden.

Die Entwicklung eines Integrierten Hand-
lungskonzepts durch das Quartiermana-
gement, ein beauftragtes privates Bü-
ro  oder  auch  durch  ein Gebietsteam der
Verwaltung (vgl.
den Beitrag von
Gaby Grimm, Gab-
riele Micklinghoff
und Klaus Werm-
ker in diesem Heft
S. 13 ff.) sollte mit
Aktivierungs-, Be-
teiligungs- und Ab-
stimmungsprozes-
sen sowie öffentli-
chen Diskussions-
runden im Quartier
verknüpft werden.
Die Formulierung
von Zielen und
Leitlinien als Ele-
ment des Integ-
rierten Handlungs-
konzepts erweist
sich als abstrakte
Aufgabe; sie muss
deshalb auf Quar-
tiersebene so ver-
mittelt werden,
dass ein möglichst
großer Teil der
Quartiersbevölke-

rung sich daran beteiligt. Allerdings darf
die Debatte über Leitlinien als Handlungs-
und Orientierungsrahmen für die Gebiets-
entwicklung nicht von jener über konkrete
Maßnahmen, Projekte und Einzelschritte
zur schnellen Verbesserung der Situation
im Gebiet und zur Erreichung der Ziele
losgelöst werden. Die entsprechende Dis-
kussion und Erarbeitung bieten die Chan-
ce, ein gemeinsames Selbstverständnis
und Wir-Bewusstsein im Quartier zu ent-
wickeln und sich über vordringliche Maß-
nahmen, Projekte und Verfahren zu ver-
ständigen.

Darüber hinaus wird durch die bisherigen
Erfahrungen deutlich: die stadtteilöffentli-
che Diskussion über Untersuchungser-
gebnisse zur Situation im Gebiet und die
daraus zu ziehenden Folgerungen liefert
grundlegende Informationen, etwa über
die Probleme und Handlungserfordernis-
se, wie sie von der Quartiersbevölkerung
und lokalen Akteuren gesehen werden,
manchmal auch über notwendige weitere
Untersuchungsschritte.

1. Handlungsfeld Bürgermitwirkung und Stadtteilleben

Lfd. Nr. Bezeichnung
Belegenheit
Träger

Umfang Beschreibung

1.01 Verfügungsfonds Finanzierung kleinerer Maßnahmen,
die die lokale Selbsthilfe und Eigen-
verantwortung fördern

1.02 Stadtteilbüro Sprechstunden vor Ort, lokale Beratungs-
stelle für Bewohnerinnen/Bewohner i.S.
Soziale Stadtteilentwicklung

NN weitere

∑ 1

2. Handlungsfeld Arbeit, Ausbildung und Beschäftigung

Lfd. Nr. Bezeichnung
Belegenheit
Träger

Umfang Beschreibung

2.01 Hausbetreuerprojekt Umbau Eingangsbereich mit Haustreff
und Kindertoilette/Bau von Pförtnerlogen,
Pförtner- und Betreuerdienste

2.05 regionale Vermitt-
lungsagentur

Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger des
Quartiers �abholen� und vermitteln

NN weitere

∑ 2

Abbildung:    Fiktive Beispieltabelle für ein Zeit-Maßnahmen-Kosten-Programm
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Umsetzung und Fortschreibung
Integrierte Handlungskonzepte brauchen
darüber hinaus zu ihrer Umsetzung Rü-
ckendeckung durch die Politik, das heißt
die Selbstbindung des Stadtrates an das
Konzept und an die Stationen seiner Fort-
schreibung. Entwicklungskonzepte für
Städte und Stadtteile kranken häufig ge-
nug daran, dass in ihnen zwar umfassen-
de Ziele und Leitlinien formuliert werden,
diese aber nur Absichtserklärung und
Konsensformel bleiben, wenn sie nicht mit
konkreten Vorschlägen für Projekte und
Einzelmaßnahmen einschließlich einer
Prioritätensetzung sowie einer möglichst
detaillierten Kosten- und Finanzierungs-
übersicht versehen werden. Vor diesem
Hintergrund fordert beispielsweise die
Stadt Hamburg für ihre Quartiersentwick-
lungskonzepte (QUEK; vgl. den Beitrag
von Ludger Schmitz in diesem Heft,
S. 10 ff.) nicht nur eine Kosten- und Fi-
nanzierungsübersicht, sondern ein �Zeit-
Maßnahmen-Kosten-Programm� (ZMKP).

Bisherige Erfahrungen in den Programm-
gebieten der Sozialen Stadt zeigen: wer-

den die lokalen Akteure nicht nur an der
Generierung und Weiterentwicklung von
Projekten und Maßnahmen, sondern auch
an deren Umsetzung beteiligt, kann dies
zu einer Atmosphäre des Aufbruchs und
einer stärkeren Identifizierung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner mit dem Quartier
führen.

Integrierte Handlungskonzepte gewinnen
erst in der Wechselwirkung zwischen Kon-
zeptentwicklung und Umsetzungserfah-
rung � im Sinne der in den Verwaltungs-
vereinbarungen gewählten Formulierung:
�maßnahmebegleitend� � schärfere Kon-
tur. Deshalb ist es unerlässlich, die Hand-
lungskonzepte als flexiblen Orientierungs-
rahmen anzulegen, sich kontinuierlich im
gebietsöffentlichen Diskurs über Erfolg,
Misserfolg und Änderungsbedarf zu ver-
ständigen und damit die Konzepte � quasi
als lernende Systeme mit lernenden Ak-
teuren � an gewandelte Bedingungen an-
zupassen. Daraus kann abgeleitet werden,
dass der Fortschreibung der Handlungs-
konzepte kommunalpolitisch besonderes
Gewicht zukommt. Bei großer Flexibilität

und Anpassung der Integrierten Hand-
lungskonzepte muss aber gewährleistet
sein, dass die jeweiligen Umsetzungs-
stände oder Fortschreibungsstationen in
Berichten dokumentiert und dadurch all-
gemein nachvollziehbar werden.

Einbettung der Integrierten
Handlungskonzepte in die
gesamtstädtische Entwicklung
Auswahl und Festlegung von �Stadtteilen
mit besonderem Entwicklungsbedarf�, für
die das Programm Soziale Stadt geschaf-
fen wurde, setzen den gesamtstädtischen
Vergleich voraus, um den besonderen
Entwicklungsbedarf begründen zu können.
Eine fundierte Auswahl der Gebiete erfor-
dert detailliertes kleinräumliches Be-
standswissen über die gesamte Stadt, das
erst in wenigen Städten durch den Einsatz
kontinuierlicher sozialräumlicher Berichts-
systeme vorhanden ist (z.B. in Berlin, Es-
sen, Duisburg und München).

Der gesamtstädtische Aspekt spielt aber
nicht nur für die Auswahl der Stadtteile mit
besonderem Entwicklungsbedarf eine Rol-

Finanzierung (TDM)Teilziel
weiteres Handlungsfeld

Federführung
Finanziers
Sonstige Akteure

Gesamt-
kosten
(TDM) 2000 2001 2002 2003 2004 ff.

Stand
Zeitspanne
(Monat/Jahr)

Sonstige
Prioritäten

Aktivierung und Beteiligung von Be-
wohnerinnen und Bewohnern zur Stär-
kung nachbarschaftlicher Kontakte,
Belebung der Stadtteilkultur

Stadtentwicklungs-
behörde (STEB)

300 30 30 30 30 180 jährliche Veranschla-
gung, angenommen
10 J. Laufzeit

Beratung, Vermittlung, Information,
Treffpunkt für Initiativen und Stadtteil-
gruppen

STEB

Quartiersentwickler/
Sanierungsträger

100 10 10 10 10 60 jährliche Veranschla-
gung, angenommen
10 J. Laufzeit

Alle

Finanzierung (TDM)Teilziel
weiteres Handlungsfeld

Federführung
Finanziers
Sonstige Akteure

Gesamt-
kosten
(TDM) 2000 2001 2002 2003 2004 ff.

Stand
Zeitspanne
(Monat/Jahr)

Sonstige
Prioritäten

Eigentümer (85%) 1 700 1 000 700

BAGS, Arbeitsamt SAM-
Stellen

SAM SAM SAM ff.

Soziale Kontakte und Kontrolle,
Reduzierung des Instandhaltungs-
aufwands,
Stärkung der Nachbarschaft 
Wohnen und Bürgermitwirkung STEB (15%) 300 200 100

im Umbau, Beginn des
Logenbetriebs 3/00
kontinuierlich

Betrieb soll lang-
fristig laufen/
gesichert werden

(hohe Priorität)

Lokale Wirtschaft,
Quartiersentwickler

Perspektiven öffnen, Vorbereitung/
Training zur Reintegration in den ers-
ten Arbeitsmarkt Arbeitsamt, BAGS xx xx

Ausschreibung wird
vorbereitet

bei Erfolg soll
Agentur weiter-
laufen

Alle

Quelle: Stadtentwicklungsbehörde Hamburg (STEB), Leitfaden zur Darstellung von Quartiersentwicklungskonzepten im Rahmen der Sozialen Stadtteilentwicklung, Anlage 2; 
veränderte Wiedergabe durch das Difu.
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le, sondern auch für die Inhalte der Integ-
rierten Handlungskonzepte. Diese sind
zwar an den Problemen und Potenzialen
der Programmgebiete ausgerichtet, müs-
sen aber als Bestandteil eines gesamt-
städtischen Handlungskonzepts angelegt
sein. Erfolg bei der Umsetzung des Pro-
gramms Soziale Stadt hängt unter ande-
rem davon ab, inwieweit es gelingt, ge-
bietsbezogene Maßnahmen, Projekte,
Verfahren und Strategien programmatisch
mit der gesamtstädtischen Entwicklungs-
politik zu verknüpfen und die gesamtstäd-
tischen Wirkungszusammenhänge nicht
aus dem Blick zu verlieren. Die gebietsbe-
zogenen Integrierten Handlungskonzepte
müssen in gesamtstädtische Konzepte
eingebunden sein, damit ausgeschlossen
werden kann, dass problematische Ent-
wicklungen nur sozialräumlich verschoben
werden oder dass quartierbezogenen
Strategien durch übergeordnete Politiken
entgegengewirkt wird. Dies betrifft insbe-
sondere die Bereiche Wohnungs- und In-
frastrukturpolitik.

Auch hinsichtlich einer Evaluierung oder
Erfolgskontrolle muss über Stadtteilgren-
zen hinaus die gesamtstädtische Ver-
gleichsperspektive gewahrt werden. Wir-
kungen nur zu ermitteln, indem Verände-
rungen in den Quartieren selbst untersucht
werden, birgt die Gefahr, neue, beispiels-
weise durch Verdrängung entstandene
Problemverdichtungen zu übersehen oder
zu ignorieren, wie dies schon bei der tradi-
tionellen Sanierung der Fall war.

Ausblick:
Integrierte Handlungskonzepte
zwischen Offenheit und Ver-
bindlichkeit
Erfahrungen in Nordrhein-Westfalen, dem
Land mit der bisher längsten Tradition in-
tegrierter Stadtteilentwicklung, machen
deutlich, wie wichtig es ist, die Integrierten
Handlungskonzepte kontinuierlich und
durch politische Beschlüsse abgesichert
fortzuschreiben, und zwar so, dass gleich-
zeitig Ziele und Leitvorstellungen weiter-
entwickelt und Teilschritte umgesetzt wer-
den. Dies schafft Transparenz im Hinblick
auf das anvisierte Leitbild für die Stadtteil-
entwicklung, den Erfolg bereits umge-

setzter Projekte und Maßnahmen sowie
den Korrekturbedarf des Konzepts.

In den Kommunen wird dem Integrierten
Handlungskonzept offenbar bislang ganz
unterschiedlich große Bedeutung zuge-
wiesen. Für den Erfolg des Programms
Soziale Stadt erscheint es unerlässlich,
beim Integrierten Handlungskonzept län-
gerfristig von einer höher liegenden
Messlatte an dessen integrativen Gehalt,
seine Problemlösungskapazität und seine
Leistungsfähigkeit als Steuerungs- und
Koordinierungsinstrument auszugehen �
und das heißt nicht zuletzt, sich auf Qua-
litätsstandards für Integrierte Handlungs-
konzepte zu verständigen.

Heidede Becker, Christa Böhme und
Ulrike Meyer  ! Difu

Quelle: Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung des Landes NRW (Hrsg.), Analyse der Umset-
zung des integrierten Handlungsprogramms für Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf,
1. Auflage, Dortmund 2000 (ILS 166), S. 29.

Sonstige 20%

Kinder und
Jugendliche 18%

Stadterneuerung 14%Bürgerbeteiligung/
-aktivierung 9%

Umwelt/Ökologie 8%

Sport- und
Bewegung 5%

Integration/
Zusammenleben 7%

Wirtschaftsförderung/
Lokale Ökonomie 7%

Soziale Infrastruktur/
Stadtteilzentren 7%

Stadtteilmarketing/
Imageverbesserung 5%

Integriertes Handeln auf Projektebene:
�Mehrzielprojekte� am Beispiel des Handlungsfeldes Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik
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Die folgende Zusammenstellung beruht
auf allgemein zugänglichen schriftlichen
Aussagen der Länder.

Baden-Württemberg
Baden-Württemberg schließt sich den in
der Verwaltungsvereinbarung aufgeführten
Kriterien weitestgehend an (Ausschrei-
bung aus dem Jahr 1999 sowie aktuelle
Bekanntmachung des Wirtschaftsministe-
riums über die im Jahre 2002 vorgesehe-
nen Programme für die städtebauliche Er-
neuerung und Entwicklung vom 21. Mai
2001; vergleiche auch den Wortlaut der
Verwaltungsvereinbarung, zitiert in Be-
cker/Böhme/Meyer in diesem Heft, S. 2,
Spalte 1). Darüber hinaus werden keine
detaillierten Angaben gemacht.

Bayern
Die Oberste Baubehörde im Bayerischen
Staatsministerium des Innern hat über die
in der Verwaltungsvereinbarung getroffe-
nen Aussagen zum Integrierten Hand-
lungskonzept hinaus einzelne organisato-
rische und inhaltliche Aspekte genauer
festgelegt (Oberste Baubehörde im Baye-
rischen Staatsministerium des Innern, Ar-
beitsblatt zur Städtebauförderung in Bay-
ern: Soziale Stadt, München Juli 2000,
S. 25 ff.). �Wesentlicher Teil eines Integ-
rierten Handlungskonzeptes ist eine Rah-
menplanung, die von den örtlichen Akteu-
ren � den Bewohnern, den Gewerbetrei-
benden, den Grundeigentümern, den örtli-
chen Institutionen � während des Ent-
wicklungsprozesses mit hoher Eigeninitia-
tive mitzugestalten ist. (...) Das Integrierte
Handlungskonzept muss organisatorische
Regelungen auf der Ebene der Gemeinde
und auf Quartiersebene aufzeigen (Ein-
richtung des Quartiersmanagements)� und
�soll unter weitreichender Mitwirkung der
Betroffenen, der Akteure im Quartier und
des Quartiersmanagements erarbeitet
werden.� Bezüglich der Fortschreibung

des Integrierten Handlungskonzeptes wird
ausgeführt, dass es �über die gesamte,
meist lange Laufzeit des Erneuerungspro-
zesses immer wieder modifiziert und neu-
en Zielen angepasst werden (muss).� �Die
Erarbeitung des Integrierten Handlungs-
konzeptes durch Beauftragte der Gemein-
de ist förderfähig.�

Berlin
In Berlin wurden im Rahmen des Landes-
programms �Sozialorientierte Stadtteilent-
wicklung: Einrichtung integrierter Stadtteil-
verfahren � Quartiersmanagement � in
Gebieten mit besonderem Entwicklungs-
bedarf� bereits Anfang 1999 15 Gebiete
ausgewählt, für die zur nachhaltigen Ver-
besserung und Stabilisierung die Einrich-
tung von Quartiermanagements als Pilot-
vorhaben für die Dauer von drei Jahren
beschlossen wurde. Die Bedeutung des
Integrierten Handlungskonzeptes in Berlin
erschließt sich aus dem zweiten Zwi-
schenbericht über das Quartiermanage-
ment (Abgeordnetenhaus von Berlin,
Drucksache 14/1045, �Soziale Stadtent-
wicklung in Berlin: Erfahrungen mit dem
Quartiersmanagement�, S. 6, Berlin 2001):
�Grundlage (für die Entscheidungen der
Steuerungsrunde in den Quartiersmana-
gementgebieten) ist das für das jeweilige
Quartiersmanagementgebiet erarbeitete
und mit allen relevanten Beteiligten abge-
stimmte Integrierte Handlungskonzept.�
Weitere strategische Vorgaben für Integ-
rierte Handlungskonzepte werden �konti-
nuierlich (...) in mit den Bezirken gemein-
sam durchgeführten Arbeits- und Abstim-
mungsgremien sowohl auf Landesebene,
als auch zwischen Haupt- und Bezirks-
verwaltungen vor Ort behandelt und ent-
schieden.�

Brandenburg
Aussagen zum Integrierten Handlungs-
konzept sind im Entwurf der Förderrichtli-

nie zur Handlungsinitiative des Landes
Brandenburg für städtische Gebiete mit
besonderem Entwicklungsbedarf enthalten
(Ministerium für Stadtentwicklung, Woh-
nen und Verkehr, Entwurf einer Förder-
richtlinie zur Handlungsinitiative des Lan-
des Brandenburg für städtische Gebiete
mit besonderem Entwicklungsbedarf �Zu-
kunft im Stadtteil � ZiS 2000�, 21. Dezem-
ber 2000). Als wesentliche Grundlage für
die Umsetzung der Handlungsinitiative
wird ein Integriertes Handlungskonzept für
den Stadtteil vorgesehen. �Mit der Vorlage
des integrierten Handlungskonzeptes ist
aufzuzeigen, ob und wie die erforderli-
chen horizontal und vertikal integrierten
Arbeits-, Entscheidungs- und Verantwor-
tungsstrukturen geschaffen werden bzw.
wurden.� Aktivitäten und Maßnahmen sol-
len bereits auf der konzeptionellen Ebene
von der Bewohnerschaft und allen öffentli-
chen und privaten Akteuren gemeinsam
erarbeitet werden. Für die erforderlichen
Maßnahmen sollen Aussagen zu den ge-
schätzten Ausgaben inklusive Folgekosten
sowie zu deren Finanzierung gemacht
werden. �Die Erarbeitung des integrierten
Handlungskonzeptes wird aus Mitteln des
EFRE (Europäischer Fonds für regionale
Entwicklung) gefördert�; auch seine Quali-
fizierung und Fortschreibung kann geför-
dert werden. �Das integrierte Handlungs-
konzept ist in der Regel in einem Zeitraum
bis zu sechs Monaten zu erarbeiten�; es
�ist so auszurichten, dass Aktivitäten und
Maßnahmen in einem Zeitraum von 4�6
Jahren umgesetzt werden können.� Durch
die Belegung der Aktivitäten und Maß-
nahmen mit Indikatoren soll während und
nach Abschluss des Gesamtprozesses ei-
ne Erfolgskontrolle, bezogen auf Einzel-
maßnahmen und den gesamten Stadtteil,
möglich gemacht werden.

Bremen
Das Programm �Soziale Stadt� ist eng mit
dem in Bremen bereits 1998 aufgelegten
Handlungsprogramm �Wohnen in Nach-
barschaften (WiN)� verknüpft, für dessen
Durchführung und Umsetzung (Programm-
management) insgesamt sieben Ressorts
verantwortlich sind (Senator für Bau und
Umwelt/Senator für Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales, Handlungspro-

Integrierte Handlungskonzepte:
Anforderungen der Länder
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gramm �Wohnen in Nachbarschaften
(WiN) � Stadtteile für die Zukunft entwi-
ckeln�, August 1999). In dem bremischen
Handlungsprogramm spielen Anforderun-
gen an Integrierte Handlungskonzepte
noch keine Rolle. Das Land schließt sich
für das Programm �Soziale Stadt� den da-
zu in der Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern getroffenen
Aussagen an.

Hamburg
Um den Bezirksämtern und Quartiersent-
wicklern bei der Erstellung Integrierter
Konzepte eine Arbeitshilfe zu geben, hat
die Stadtentwicklungsbehörde im August
2000 den �Leitfaden zur Darstellung von
Quartiersentwicklungskonzepten im Rah-
men der Sozialen Stadtteilentwicklung�
veröffentlicht. Darin sind wichtige Be-
standteile des Konzepts � ein Erläute-
rungstext, der die Ausgangslage und
Problemsituation des Gebietes beschreibt
sowie die Entwicklungsziele innerhalb der
für das Programm definierten Handlungs-
felder � mit Angaben zu Kosten und Fi-
nanzierung und voraussichtlichem Förder-
zeitraum formuliert. Zu den Handlungsfel-
dern zählen �Bürgermitwirkung und
Stadtteilleben�, �Arbeit, Ausbildung und
Beschäftigung�, �Lokale Wirtschaft und
Nahversorgung�, �Verkehr und Mobilität�,
�Wohnen�, �Wohnumfeld und Freiflächen�,
�Gesellschaftliche Infrastruktur�. Eine ta-
bellarische Zusammenstellung der Maß-
nahmen, Projekte und Handlungserforder-
nisse gibt eine Übersicht über Umfang, In-
halt, Beteiligte, Kosten und Finanzierung
sowie zur Priorität der einzelnen Projekte
innerhalb der Handlungsfelder. �Zum Kon-
zept gehören auch Angaben darüber, wie
lange der öffentlich geförderte Prozess
voraussichtlich dauern wird bzw. muss
und mit welcher Strategie und welchen
Maßnahmen dafür Sorge getragen werden
soll, dass der Stadtteil die eingeleiteten
Prozesse und erreichten Strukturen auch
nach Beendigung der öffentlichen Förde-
rung aus eigener Kraft fortsetzen bzw. er-
halten kann (selbsttragende Entwicklung).�
Die Erarbeitung, Steuerung und Fort-
schreibung von Quartiersentwicklungs-
konzepten ist die Kernaufgabe des Stadt-
teilmanagements (Freie und Hansestadt

Hamburg, Stadtentwicklungsbehörde, Das
Hamburger Programm zur Sozialen
Stadtteilentwicklung � Bericht zur Pro-
grammsteuerung und -organisation, Au-
gust 1999). Im Leitfaden wird mehrfach
betont, dass das Handlungskonzept auf
Fortschreibung angelegt sein soll.

Hessen
�HEGISS� als Organisationsform des Er-
fahrungsaustausches auf hessischer Lan-
desebene formuliert detaillierte Anforde-
rungen an das Integrierte Handlungskon-
zept (Hessisches Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr und Landesentwicklung,
Hessische Gemeinschaftsinitiative �Sozi-
ale Stadt�, September 2000). Demnach
soll in dem Konzept ein Leitbild formuliert
werden, �das in Form eines integrierten
Stadtteilentwicklungsprogramms konkreti-
siert und über Projekte umgesetzt wird�.
Auch werden fünf Bausteine eines solchen
Konzeptes genannt: �Aktivierung der Be-
wohner und Verbesserung der Chancen-
gleichheit�, �Stärkung der lokalen Wirt-
schaft�, �Verbesserung des sozialen und
kulturellen Lebens�, �Städtebauliche Stabi-
lisierung� und �Verbesserung der Wohn-
und Lebensbedingungen�. Der Beschluss
der Gemeinde zur Erarbeitung eines
�Integrierten Stadtteilentwicklungspro-
gramms� ist Fördervoraussetzung und die
Erarbeitung eines solchen Konzeptes för-
derfähig. Die Einbeziehung der für das
Gebiet wichtigen Akteure des öffentlichen,
privaten und gemeinnützigen Sektors sei
eine Erfolgsvoraussetzung. Für die Erar-
beitung des �Integrierten Stadtteilentwick-
lungsprogramms� haben die Städte und
Gemeinden die Aufgabe, �die enge Ko-
operation der betroffenen Fachgebiete
untereinander sowie mit den örtlichen Ak-
teuren und der Bevölkerung organisato-
risch sicherzustellen und Koordinations-
gremien einzurichten, die schnelles, über-
greifendes Handeln ermöglichen (Stadt-
teilmanagement)�. Auch in Hessen ist die
Fortschreibung der Stadtteilentwicklungs-
programme vorgesehen.

Mecklenburg-Vorpommern
Die Aufstellung Integrierter Handlungs-
konzepte in Mecklenburg-Vorpommern
erfolgt auf Grundlage der Verwaltungsver-

einbarung (Ministerium für Arbeit und Bau
Mecklenburg-Vorpommern, Arbeitshilfe
�Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf � die soziale Stadt�). Weitere orga-
nisatorische und inhaltliche Anforderungen
zur Erstellung eines Integrierten Hand-
lungskonzeptes sind in dem aktuellen
Leitfaden zu Integrierten Stadtentwick-
lungskonzepten des Ministeriums formu-
liert. Die Erarbeitung von gebietsbezoge-
nen Handlungskonzepten für die Pro-
grammgebiete �Soziale Stadt� ist förderfä-
hig, und die Konzepte sollen in die nun im
Rahmen des Bund-Länder-Programms
�Stadtumbau� geforderten �Integrierten
Stadtentwicklungskonzepte� für die Ge-
samtstadt einfließen.

Niedersachsen
Auch Niedersachen orientiert sich bezüg-
lich der Erarbeitung Integrierter Hand-
lungskonzepte an den Aussagen der Ver-
waltungsvereinbarung. Die in der Verwal-
tungsvereinbarung aufgeführten Hand-
lungsfelder der integrierten Stadtteilent-
wicklung sind durch das Handlungsfeld
�Frauenpolitische Projekte� ergänzt wor-
den (Kabinettsvorlage: Städtebauförde-
rung �Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf � die soziale Stadt� aus dem
Jahr 1999). Die Probleme der Stadtteile
mit besonderem Entwicklungsbedarf seien
mit einem Integrierten Konzept im Sinne
einer ganzheitlichen Aufwertungsstrategie
in einem umfassenden Zusammenhang
zielgerichteter sozialer und ökologischer
Infrastrukturpolitik anzugehen.

Nordrhein-Westfalen
Das Bund-Länder-Programm �Soziale
Stadt� schließt eng an das bereits 1993
aufgelegte ressortübergreifende nord-
rhein-westfälische Handlungsprogramm
�Stadtteile mit besonderem Erneuerungs-
bedarf� an (Ministerium für Arbeit, Soziales
und Stadtentwicklung, Kultur und Sport
des Landes Nordrhein-Westfalen, Stadt-
teile mit besonderem Erneuerungsbedarf �
Ressortübergreifendes Handlungspro-
gramm der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen, Düsseldorf 1998). Im Hand-
lungsprogramm sind folgende Aussagen
zum Integrierten Handlungskonzept ent-
halten: �Die Aufnahme in das ressortüber-
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greifende Programm erfolgt auf der
Grundlage (...) eines integrierten Hand-
lungskonzeptes (...).� Bindende Vorgaben
zur Erstellung der Integrierten Handlungs-
konzepte macht das Land den Kommunen
nicht, �da aus den bereits zuvor gesam-
melten Erfahrungen mit integrierter Stadt-
teilerneuerung deutlich geworden war,
dass der probate Ansatz abhängig ist von
den jeweiligen Verhältnissen vor Ort, der
Größe des Stadtteils, den handelnden
Personen, der Verwaltungsstruktur, den
politischen Verhältnissen sowie der Situa-
tion im Stadtteil.� Bewährt habe sich je-
doch folgende Struktur, die auch den
Kommunen empfohlen wird: �Auf der
Kommunalebene ist zumindest in der
Phase der Erarbeitung eines integrierten
Handlungskonzeptes eine ämterübergrei-
fende Arbeitsgruppe erforderlich, die sich
sinnvollerweise auch zur weiteren Fort-
schreibung des Programms zusammen-
findet.� Weiter sei �ein federführender Ver-
antwortlicher innerhalb der Verwaltung,
der als Ansprechpartner und Koordinator
bzw. Vermittler innerhalb der Verwaltung
dient, zwingend erforderlich. Darüber hin-
aus hat sich bewährt, auf der Stadtteilebe-
ne ein Stadtteilbüro einzurichten, das ei-
nerseits Anlauf- und Beratungsstelle ist
und für Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit,
der Bürgerbeteiligung, vor allem aktivie-
rende Maßnahmen im Stadtteil zuständig
ist.�

Als Schwerpunkte der sozialen Stadtteil-
entwicklung wurden dreizehn Handlungs-
felder benannt, im sozialen Bereich unter
anderem �Integration/Zusammenleben im
Stadtteil�, �Schule im Stadtteil� sowie
�Stadtteilbezogene Gesundheitsförderung/
Sport und Bewegung�. Das Land empfiehlt
der Kommune generell, das Konzept wei-
testgehend ressortübergreifend und unter
Beteiligung aller relevanten Akteure selbst
zu erstellen; zusätzliche Untersuchungen
sind förderfähig. Darüber hinaus berät das
Land die Kommunen bei der Erstellung
des Integrierten Handlungskonzeptes und
ersetzt damit schriftliche Vorgaben.

Rheinland-Pfalz
Rheinland-Pfalz orientiert sich bei der Er-
arbeitung eines Integrierten Handlungs-

konzeptes an der Verwaltungsvereinba-
rung. Darüber hinaus gibt es keine veröf-
fentlichten Aussagen und Anforderungen.

Saarland
Im Saarland ist das Bund-Länder-
Programm �Soziale Stadt� in das Landes-
programm ��Stadt-Vision-Saar� � Integ-
riertes Stadtentwicklungsprogramm für
städtische Problemgebiete im Saarland�
des Ministeriums für Umwelt integriert. Die
Teilnahme an den besonderen Förder-
möglichkeiten im Rahmen des Programms
�Stadt-Vision-Saar� ist gebunden an ein
gebietsbezogenes integriertes Entwick-
lungskonzept. �Vor Aufnahme in das Pro-
gramm erfolgt eine Abstimmung des
Stadtteilentwicklungskonzeptes mit allen
betroffenen Fachressorts auf Landesebe-
ne.� Für die Bewertung dieser Integrierten
Handlungskonzepte wurde im Februar
2001 eine �Checkliste zur Bewertung von
Förderanträgen/Integrierten Handlungs-
konzepten im Rahmen des Förderpro-
gramms ,Stadt-Vision-Saar�� vom Ministe-
rium für Umwelt entwickelt, in der folgende
mögliche Bestandteile aufgeführt werden:
Bestandsaufnahme und Strukturanalyse,
Stärken-Schwächenanalyse und Zielana-
lyse, Maßnahmenplanung, Bürgerbeteili-
gung bei der Erarbeitung und Umsetzung
des Konzeptes, Projektsteuerung und
Stadtteilmanagement sowie begleitende
Evaluierung und Erfolgskontrolle.

Sachsen
Anforderungen an die Erstellung eines In-
tegrierten Handlungskonzeptes sind aus-
führlich im �Leitfaden zur Erstellung integ-
rierter Handlungskonzepte� des sächsi-
schen Staatsministeriums des Innern vom
März 2000 formuliert. Demnach geht es
darum, �die übergeordnete Entwicklungs-
strategie und die einzelnen Entwicklungs-
ziele für den Stadtteil im Kontext der ge-
samtstädtischen und gegebenenfalls auch
regionalen Entwicklungen (...) darzustel-
len�. Das Konzept soll von der Entwick-
lungsstrategie abgeleitete Schwerpunkte
in den Handlungsfeldern �Bürgermitwir-
kung/Stadtteilleben�, �Lokale Wirtschaft,
Arbeit und Beschäftigung�, �Quartierzent-
ren�, �Soziale, kulturelle, bildungs-, sport-
und freizeitbezogene Infrastruktur�, �Woh-

nen� sowie �Wohnumfeld und Ökologie�
setzen und für diese Handlungsfelder
Maßnahmen und Projekte formulieren.
Folgende Angaben sind Bestandteile des
Integrierten Handlungskonzeptes: �Maß-
nahmen zur Gewährleistung einer effi-
zienten und ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Maßnahmen und Projekte des
Stadtteilentwicklungskonzeptes durch die
Organisation eines internen (stadtverwal-
tungsbezogenen) und gegebenenfalls die
Einbeziehung eines externen (private Per-
sonen oder Unternehmen) Programm- und
Projektmanagements; Maßnahmen zur
Einbeziehung der unterschiedlichen Ak-
teure sowie aller betroffenen Bereiche der
Verwaltung. Die Bewohner eines Stadtteils
sind bereits an der Erstellung der Kon-
zepte zu beteiligen. Für die Umsetzung
sind geeignete Verfahren und Instrumente
zu entwickeln, die die Beteiligung der Bür-
ger, der privaten Akteure/Investoren sowie
der Wirtschafts- und Sozialpartner ge-
währleisten. Innerhalb der städtischen
Verwaltung sind Organisationsformen zur
verbesserten Ressortabstimmung zu ent-
wickeln; zusammenfassender Finanzplan
für alle Maßnahmen und Projekte des
Stadtteilentwicklungskonzeptes, ein-
schließlich der Darstellung der Jahrestran-
chen für alle Finanzierungsquellen.� Das
Handlungskonzept ist vom Stadtrat zu be-
schließen. Die Fortschreibung des Kon-
zeptes ist vorzusehen.

Sachsen-Anhalt
In Sachsen-Anhalt bildet die Landesinitia-
tive URBAN 21 den Rahmen für die sozi-
ale Stadtteilentwicklung, innerhalb derer
die Kopplung verschiedener Förderpro-
gramme � einschließlich des Programms
�Soziale Stadt� � die Finanzierung der er-
forderlichen Maßnahmen sicherstellen
soll. Gemäß der Veröffentlichung �Lan-
desinitiative Urban 21, Richtlinie zur
Stadtentwicklung in Sachsen-Anhalt� des
Ministeriums für Wohnungswesen, Städ-
tebau und Verkehr vom September 1999
sind alle Gebiete der �Sozialen Stadt� in
Sachsen-Anhalt auch URBAN 21-Gebiete.
Die Teilnahme an den besonderen För-
dermöglichkeiten der Landesinitiative ist
gebunden an ein integriertes Stadtteilent-
wicklungskonzept für das jeweilige För-
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dergebiet. Die Vorbereitung, Durchführung
und nachgehende Bewertung und Kon-
trolle von Stadtteilentwicklungskonzepten
wird gefördert. Bei der Erarbeitung der
Entwicklungskonzepte und der Festset-
zung von Prioritäten für die Durchführung
einzelner Vorhaben werden Strukturen als
sinnvoll erachtet, welche die Mitwirkung
der beteiligten städtischen Ämter, der Be-
triebe (einschließlich Wohnungsunterneh-
men und Genossenschaften) und sonsti-
ger Akteure vor Ort gewährleisten. �Die
Landesregierung legt großen Wert darauf,
dass (...) Maßnahmen und ihre Ausge-
staltung im Einzelnen unter Mitwirkung der
betroffenen Bürgerinnen und Bürger erfol-
gen und dass die Umsetzung der städti-
schen Konzepte (...) von einem wirksamen
Stadtteilmanagement betrieben bzw. be-

Mit der Weiterentwicklung der Hamburger
Stadterneuerungsprogramme zu einem
Stadtteilentwicklungsprogramm wächst
der Bedarf nach integrierten Handlungs-
konzepten als verlässlichem Rahmen für
alle Beteiligten. Neben den eher städte-
baulich orientierten Erneuerungskonzep-
ten für die klassischen Sanierungsgebiete
wurden in den frühen neunziger Jahren
die ersten integrierten Handlungskonzepte
(Handlungs- und Maßnahmenkonzepte)
für einzelne �soziale Brennpunkte� erar-
beitet.

Vom Armutsbekämpfungs-
programm zum Programm
Soziale Stadtteilentwicklung
Mit dem so genannten Armutsbekämp-
fungsprogramm (1995 bis 1997) rückten
Entwicklungsziele und -strategien stärker
in den Vordergrund der Diskussionen.

gleitet wird.� Zusätzlich sollen Aussagen
zu Formen und Umfang der Beteiligung
von Bürgerinnen und Bürgern, von Wirt-
schafts- und Sozialpartnern sowie zur Öf-
fentlichkeitsarbeit gemacht werden.

Schleswig-Holstein
Wie in mehreren anderen Ländern decken
sich in Schleswig-Holstein die Anforderun-
gen an die Erstellung eines Integrierten
Handlungskonzeptes mit denen der Ver-
waltungsvereinbarung. �Das Handlungs-
konzept und seine Fortschreibung sind mit
dem Ministerium für Frauen, Jugend,
Wohnungs- und Städtebau abzustimmen
und dienen als Grundlage für den Einsatz
der Städtebauförderungsmittel und ihre
Bündelung mit anderen Mitteln und Pro-
grammen� (Ministerium für Frauen, Ju-

Zugleich bot der experimentelle Charakter
des Programms den erforderlichen Spiel-
raum, um praktische Erfahrungen mit den
weichen Faktoren sozialer Stadtteilent-
wicklung (Kommunikation, Kooperationen,
Schaffung von Netzwerken, Aktivierung
und Beteiligung) zu sammeln. Die sehr
dynamischen Prozesse in den Gebieten
führten in den Behörden und bei den poli-
tisch Verantwortlichen aber auch zur Ver-
unsicherung. Die an inhaltliche Kontinuität
und klare Vorgaben gewöhnte Bürokratie
war zum Teil völlig überfordert.

Hinzu kam, dass die integrierten Hand-
lungskonzepte für die acht Modellgebiete
des Armutsbekämpfungsprogramms im
strukturellen Aufbau wie auch bezüglich
der Handlungsfelder und Strategien so
unterschiedlich wie die Gebiete und die
mit der Quartiersentwicklung beauftragten

gend, Wohnungs- und Städtebau, Pro-
grammkonzeption Soziale Stadt Schles-
wig-Holstein, Juli 1999). Die Integrierten
Handlungskonzepte sollen fortgeschrieben
werden.

Thüringen
Bei der Aufstellung eines Integrierten
Handlungskonzeptes werden im Land
Thüringen die aus der Verwaltungsverein-
barung hervorgehenden Anforderungen
übernommen (Richtlinien zur Förderung
städtebaulicher Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen, Städtebauförderungs-
richtlinien � ThStBauFR). Über die Aussa-
gen der Verwaltungsvereinbarung hinaus
macht das Land Thüringen keine Angaben
zum Integrierten Handlungskonzept.

Cathy Cramer,
Maren Regener (Praktikantin)  ! Difu

Fotos: Ludger Schmitz

Träger waren. Obwohl deutlich wurde,
dass diese Entwicklungsprozesse von
allen Beteiligten mehr Flexibilität erfordern
und nur schwerlich mit Haushaltsplänen
und behördlichen Entscheidungsstrukturen
in Einklang zu bringen sind, setzten sich in
den Behörden jene Kräfte durch, die eine

Quartiersentwicklungskonzepte
in Hamburg
Zwischen experimenteller Offenheit und den
Ansprüchen einer wenig flexiblen Verwaltung
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stärkere Anpassung der Konzepte an die
Alltagswelt der Verwaltung einforderten.

Ende der 90er-Jahre wurden die verschie-
denen Stadterneuerungs- und Stadtteil-
entwicklungsprogramme zu einem auf
zwei Säulen (Stadterneuerung in Sanie-
rungsgebieten nach Baugesetzbuch/Stadt-
teilentwicklungsgebiete) basierenden Pro-
gramm Soziale Stadtteilentwicklung zu-
sammengefasst. Dies ging mit einer stär-
keren Formalisierung des Verfahrens ein-
her.

Der Leitfaden zur Darstellung
von Quartiersentwicklungs-
konzepten
Die Aufstellung von gebietsbezogenen
Quartiersentwicklungskonzepten wurde für
alle Stadtteilentwicklungsgebiete obligato-
risch. Um formal vergleichbare und in der
Darstellung der Inhalte vereinheitlichte
Konzepte zu erhalten, legte die Stadtent-
wicklungsbehörde im Frühjahr 2000 einen
Leitfaden zur Darstellung von Quartiers-
entwicklungskonzepten im Rahmen der
Sozialen Stadtteilentwicklung vor; darin
heißt es: �Eine weitgehend angepasste
Darstellung erleichtert der Senatskommis-
sion ihre Beschlussfassung sowie den
Fachbehörden ihre Stellungnahmen.�

Neben den strukturellen Vorgaben des
Leitfadens, die meiner Erfahrung nach zu
sehr von den Erfordernissen der Fachbe-
hörden geprägt sind, wurden erstmals
nicht nur Leitziele, sondern auch Hand-
lungsfelder der Quartiersentwicklung vor-
gegeben: �Bei der ... Formulierung von
gebietsspezifischen Entwicklungszielen
sind die übergeordneten Ziele der Sozia-
len Stadtteilentwicklung mit den ihnen zu-
geordneten Handlungsfeldern in Reihen-
folge der Gliederungspunkte ... zu berück-
sichtigen.� (Siehe nachfolgende Übersicht)

Erfahrungen in Lurup
Bei der gemeinsamen Erarbeitung des
Quartiersentwicklungskonzepts mit den lo-
kalen Akteuren in Lurup wurde deutlich,
dass sich viele der vor Ort formulierten
Anliegen und Ansätze nur schwer in das
vorgegebene Schema pressen lassen.
Hinzu kommt, dass das breite Spektrum

an Leitzielen und Handlungsfeldern die
Einigung auf Prioritäten sehr erschwert.

Da das Instrument Quartiersentwicklungs-
konzept auch die verbindliche Basis für
den Mitteleinsatz der Behörden und der
Bezirksämter (Finanzierungskonzept) sein
soll, bedarf es einer starken operativen
Konkretisierung der Ziele und Projekte im
Gebiet. Die weichen Faktoren der sozialen
Stadtteilentwicklung (Kommunikation, Ko-
operationen, Schaffung von Netzwerken,
Aktivierung und Beteiligung), die meiner
Erfahrung nach die Qualitäten einer nach-
haltigen Entwicklung erst ausmachen,
können aber nur unzulänglich in einem
Konzept abgebildet werden, in dem das fi-
nanziell abgrenzbare Projekt im Vorder-
grund steht. Deshalb geraten sie bei der
bisher für Quartiersentwicklungskonzepte
vorgegebenen Struktur zu sehr in den
Hintergrund.

Die Strategien für die Entwicklung des
Quartiers sollen vom zuständigen Be-
zirksamt, auf Basis einer allgemeinen
Charakterisierung von Stärken und
Schwächen des Gebiets, bereits bei der
Gebietsanmeldung (also bevor die lokalen
Akteure ihre Problemwahrnehmung, Ziele
usw. formuliert haben) beschrieben wer-
den. Nach Aufnahme des Gebiets in das
Programm  muss  bisher  in weniger als ei-

nem Jahr ein Quartiersentwicklungskon-
zept erstellt werden, das motivierende und
verlässliche Zukunftsperspektiven für die
Bewohnerinnen und Bewohner bieten soll.
Die Erfahrungen in Lurup zeigen, dass
dieses Vorgehen die Realität verkennt und
äußerst kontraproduktiv ist, weil damit
Konflikte provoziert werden, aufgebautes
Vertrauen beschädigt wird und es
schlimmstenfalls zu weiterer Resignation
und einem Rückzug lokaler Akteure führt.

Unterschiedliche Zeithorizonte
In Lurup wurde schnell deutlich, dass die
zeitliche Vorgabe zur Erstellung des Quar-
tiersentwicklungskonzepts (Probleme
wahrnehmen, Ressourcen ermitteln, Ziele
und Strategien formulieren, Ideen für Pro-
jekte und Maßnahmen entwickeln, Kosten
kalkulieren usw.) für die lokalen Akteure
nicht akzeptabel war. Um das bisher Er-
reichte nicht aufs Spiel zu setzen, einigten
sich die lokalen Akteure (Luruper Forum),
das Quartiersmanagement sowie die be-
zirkliche Verwaltung und Politik darauf, im
Quartiersentwicklungskonzept lediglich
den aktuellen Stand der Diskussion, das
heißt Handlungserfordernisse und bisheri-
ge (Zwischen-)Ergebnisse auf Ziel-, Stra-
tegie- und Projektebene, abzubilden. Alle
sind sich aber auch darin einig, dass eine
weitere Konkretisierung notwendig ist und
kontinuierlich erfolgen soll.

Leitziele Handlungsfelder
Förderung der lokalen Handlungs- und
Selbsthilfemaßnahmen

Bürgermitwirkung und Stadtteilleben

Förderung der Mitwirkungsbereitschaft Bürgermitwirkung und Stadtteilleben
Anregung privatwirtschaftlichen
Engagements

Arbeit, Ausbildung und Beschäftigung
Lokale Wirtschaft und Nahversorgung

Stärkung der örtlichen
Wirtschaftsstruktur

Arbeit, Ausbildung und Beschäftigung
Lokale Wirtschaft und Nahversorgung
Verkehr und Mobilität

Verbesserung der Wohnqualität Wohnen
Verbesserung des Wohnumfelds Wohnumfeld und Freiflächen
Stabilisierung der Stadtteilzentren Lokale Wirtschaft und Nahversorgung

Verkehr und Mobilität
Verbesserung des sozialen, kulturellen,
bildungs- und freizeitbezogenen Infra-
strukturangebots

Gesellschaftliche Infrastruktur
Verkehr und Mobilität

Frühzeitige Unterstützung der Selbst-
hilfepotenziale

Bürgermitwirkung und Stadtteilleben

Quelle: Stadtentwicklungsbehörde Hamburg (STEB), Leitfaden zur Darstellung von Quartiersentwicklungs-
konzepten im Rahmen der sozialen Stadtteilentwicklung.
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Bereits bei der Abstimmung mit den Be-
hörden zeigte sich, dass es dort an der
Bereitschaft mangelt, sich auf die Zeiten
und die Rhythmen der Vor-Ort-Akteure
einzulassen. Für die Finanzbehörde ent-
sprach das Quartiersentwicklungskonzept
nicht dem erhofften Finanzierungskonzept,
in dem der Mittelbedarf für die gesamte
Laufzeit, nach Haushaltsjahren gegliedert
und den jeweiligen Fachbehörden zuge-

ordnet, abgebildet sein sollte. Einige
Fachbehörden nutzten den Entwurfscha-
rakter des Konzepts, um grundsätzliche
Vorstellungen zu der strategischen Aus-
richtung des Programms zu positionieren
� leider mit wenig Bezug zur Realität im
Stadtteil. Andere äußerten sich gar nicht
und betrachten das Konzept als unver-
bindlich (weil es noch nicht fertig ist). Die
Senatskommission traf eine salomonische

Entscheidung, indem sie den Vor-Ort-
Akteuren im Mai 2001 weitere neun Mo-
nate zur Entwicklung eines beschlussrei-
fen Quartiersentwicklungskonzepts für Lu-
rup zugestand. Allerdings ist hiermit noch
keine Lösung für die Probleme und Ziel-
konflikte gefunden, die daraus resultieren,
dass die Beteiligten sehr unterschiedliche
Funktionsanforderungen an das Quar-
tiersentwicklungskonzept stellen.

Erfreulich ist, dass die ersten praktischen
Erfahrungen mit dem �Leitfaden� in Ham-
burg zu einer neuen Diskussion über
(Mindest-)Anforderungen, unterschiedliche
Funktionen und Zielkonflikte des Instru-
ments Quartiersentwicklungskonzept ge-
führt haben. Dabei wird mehr und mehr
klar, dass das Instrument Quartiersent-
wicklung selbst noch in der Entwicklung
ist. Deutlich wird auch, dass für die Ge-
staltung sozialer Stadtteilentwicklung mehr
Offenheit und Flexibilität als bisher benö-
tigt werden. Unklar ist nach wie vor, in-
wieweit die beteiligten Behörden bereit
sind, neue Wege mitzugehen.

Ludger Schmitz !
STEG Hamburg mbH �
Quartiersmanagement Lurup
Elbgaustr. 118, 22547 Hamburg
Telefon: 040/84050247,
Telefax: 040/84050249,
E-Mail: ludger.schmitz@steg-hh.de
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Die Finanzierung erfolgt im Auftrag des
Bundesministeriums für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen (BMVBW) durch
das Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung (BBR) aus Mitteln des
Programms �Experimenteller Woh-
nungs- und Städtebau� (ExWoSt).

Bezirke

Lokale Akteure

Fachbehörden

STEB
(federführende 
Fachbehörde)

Quartiers-
management

Die verschiedenen Akteure stellen sehr unterschiedliche Funktions-
anforderungen an das Quartiersentwicklungskonzept.
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Erfahrungen aus der Praxis in-
tegrierter Stadt(teil)entwicklung
Die Förderprogramme der Bundesländer
und das Bund-Länder-Programm �Die So-
ziale Stadt� haben dazu geführt, dass in-
tegrierte Stadt(teil)entwicklung kommunal-
politisch neu gewichtet wird und der Um-
gang mit ihr eine andere Legitimation er-
hält.

Die inzwischen gewonnenen Praxiserfah-
rungen in einzelnen Kommunen und Län-
dern verdeutlichen, dass bürgerorientierte,
ressortübergreifende und ortsnahe Arbeit
auf der Grundlage integrierter Handlungs-
konzepte vorhandene Potenziale in den
benachteiligten Quartieren (aber auch im
gesamten Stadtgebiet) besser nutzen
kann. Finanzielle, personelle, sachliche
und infrastrukturelle Ressourcen � in der
Verwaltung sowie von und mit externen
Akteuren/Institutionen � werden gebündelt
und für effektive Lösungsstrategien einge-
setzt. Ergebnisse einer solchen Stadt(teil)-
entwicklungspolitik zeigen: Durch richtiges
und rechtzeitiges konzentriertes Handeln
in den Städten lässt sich mindestens die
Problemzunahme verlangsamen, besten-
falls entstehen �robuste Quartiere� (Steffen
2001: 174)1: �Es gibt wohlklingende Prädi-
kate für eine �gute� Stadt, fachlich sortiert
wie �kinderfreundlich� und übergreifende
wie das verharmlosende �lebenswert�.
Demgegenüber steht der Begriff �robuste
Stadt� für Stadtquartiere, die sich im alltäg-
lichen und strapazierenden Gebrauch
durch ihre ganz unterschiedlichen Benut-
zer auf längere Zeit bewähren und die zei-
gen, dass die Stadt als �Integrationsma-
schine� auch heute noch funktionieren
kann.�

Folgende positive Entwicklungen bzw.
Erfolge lassen sich bislang skizzieren:

! In den Quartieren entsteht ein �Klima�,
das zur Teilhabe einlädt;

! tragfähige und nachhaltige Kommuni-
kations- und Kooperationsstrukturen
werden entwickelt;

! Selbsthilfepotenziale werden gestärkt,
Bürgerengagement aktiviert;

! Bürgerinnen und Bürger sowie lokale
Akteure identifizieren sich zunehmend
mit dem Stadtteil, fühlen sich mit ihm
verbunden;

! die Lebensqualität in den Quartieren �
und damit in der Stadt � verbessert
sich;

! das Expertenwissen der im Quartier
Lebenden und Arbeitenden lässt sich
für die Entwicklung nutzen;

! bislang noch nicht oder nur schwer er-
reichbare Bevölkerungsgruppen artiku-
lieren ihre Interessen und beteiligen
sich an der Entwicklung des Stadtteils;

! die in die Krise geratenen parlamenta-
rischen Strukturen � unter anderem an
einer geringer werdenden Wahlbeteili-
gung sichtbar � werden durch direkte
Beteiligungsverfahren gestärkt;

! die Kluft zwischen Bürokratie und Le-
benswelt sowie benachteiligten und
eher wohlhabenden Bevölkerungs-
gruppen wird verringert;

! der soziale Frieden wird gesichert;
! privatwirtschaftliche Akteure lassen

sich im Hinblick auf Kooperation, In-
vestition und Sensibilisierung für be-
nachteiligte Wohngebiete mobilisieren;

! Mehrzielprojekte mit Synergieeffekten
lassen sich leichter umsetzen;

! die örtliche Infrastruktur kann an ver-
änderte Bedarfslagen angepasst wer-
den;

! es kommt zu ressortübergreifenden
Kooperationen (in der Regel über Pro-
jektorientierung).

Um die integrierten Handlungsstrategien in
einzelnen Stadtteilen erfolgreich und
nachhaltig wirksam umsetzen zu können,
bedurfte es in Essen bestimmter finan-
zieller und struktureller Rahmenbedingun-

gen auf regionaler bzw. auf Landesebene:
zu nennen sind hier zum einen das 1993
gestartete Landesprogramm �Stadtteile mit
besonderem Erneuerungsbedarf�, ein
kommunalpolitisches Handlungskonzept2
und zum anderen die Impulse, die von der
internationalen Bauausstellung (IBA) Em-
scher Park für das Ruhrgebiet ausgingen.
Vor diesem Hintergrund und ausgehend
von den Essener Erfahrungen im Rahmen
eines kooperativen Quartiermanage-
ments3 lassen sich folgende Erfolgsbedin-
gungen für eine effektive Stadt(teil)ent-
wicklung benennen, die nicht nur für Stadt-
teile mit besonderem Erneuerungsbedarf,
sondern für alle Stadträume gelten:
! das Vorhandensein einer gesamtstädti-

schen Programmatik sowie einer ge-
meinsam getragenen Konzeption und
Programmatik für das Vorgehen im
Quartier;

! vertragliche Regelungen über die fi-
nanziellen, personellen und sachlichen
Ressourcen der einzelnen Kooperati-
onspartnerinnen und -partner;

! Entwicklung und Aufbau eines Quar-
tiermanagements mit drei Funktionsbe-
reichen (Gebietsbeauftragte/r, interme-
diärer Akteur, Fachkraft im Stadtteilbü-
ro)4;

! kooperatives Klima (Respekt, Akzep-
tanz, Anerkennung) unter den Akteu-
ren;

! Definition gemeinsamer (Steuerungs-)
Aufgaben;

! formelle und informelle Kooperations-
und Kommunikationsstrukturen, d.h.
auch verlässliche Partnerinnen und
Partner innerhalb und außerhalb des
administrativen Systems und geregelte
Verfahren zur Projektentwicklung und
Konfliktregelung;

! Kooperation mit intermediären Organi-
sationen;

! personelle Kontinuität, qualifizierte und
motivierte Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter.

Dennoch gibt es unabhängig von den Er-
fahrungen in der Modellphase nach wie
vor eine Reihe struktureller Defizite � auf
kommunaler, aber auch auf Landes- und
Bundesebene:
! Es fehlt an Transparenz darüber, wel-

Raumorientierung der Verwaltung
Vom Modell zur Regelstruktur: Erweiterung der
Verwaltungsreform-Debatte um den räumlichen Aspekt
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che Mittel mit welcher Wirkung in den
Stadtteilen ausgegeben werden.

! Finanzmittel von Bund, Ländern, Kom-
munen, Arbeitsverwaltung usw. zu be-
schaffen und zu bündeln, stößt auf
systembedingte Schwierigkeiten.

! Segmentierte Arbeitsweisen und eine
ressortbezogene politische Struktur er-
schweren ganzheitliche Lösungen als
Antwort auf komplexe Probleme (jede
Einheit arbeitet für sich, in der Regel
werden die einzelnen Fachressorts
nicht zu Beginn einer Problembearbei-
tung koordiniert, sondern allenfalls in
einer späten Phase).

! Innerhalb der Verwaltung ist das Ar-
beiten in integrierten Projekten nicht
systematisch in der Personalentwick-
lung verankert; es wirkt sich für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter bislang
nicht karrierefördernd aus.

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besit-
zen oft nicht die notwendige Qualifika-
tionen, um integrierte Projekte und
Konzepte entwickeln und umsetzen zu
können.

! Der Aufwand, um räumlich orientierte
Handlungsansätze zu koordinieren und
zu planen, ist hoch; überdies mangelt
es den Quartiersentwicklungsprozes-
sen aus Sicht der Quartiersbewohne-
rinnen und -bewohner sowie der loka-
len Akteure an Transparenz.

! Die städtischen Ziele sind zu wenig auf
Stadtteile/-räume hin orientiert.

! Kommunale Leitlinien mögen zwar in
einzelnen Modellstadtteilen angewandt
werden, sie prägen aber darüber hin-
aus nicht das kommunalpolitische
Handeln in seiner Gesamtheit.

! Örtliche Ressourcen werden mangel-
haft genutzt (nur selten werden Res-
sourcen der Bürgerinnen und Bürger
oder anderer gesellschaftlicher Akteure
systematisch einbezogen bzw. Res-
sourcen der Verwaltung systematisch
miteinander verzahnt).

! In der Regel stehen keine flexiblen
bzw. integrierten Budgets für die
Stadtteilentwicklung zur Verfügung.

! Die im Rahmen der �neuen Steuerung�
erarbeiteten Produktkataloge orientie-
ren sich an den bestehenden Aufbau-
Organisationen und damit an den vor-

handenen Ressortgrenzen; in Verbin-
dung mit dafür zugewiesenen Budgets
unterstützen sie eher ein Handeln in-
nerhalb der Ressortgrenzen als ein
ressortübergreifendes.

Raumorientierung der Verwal-
tung als ein weiterer Aspekt der
Verwaltungsreform
Wir haben in fast 20-jähriger Stadt(teil)-
entwicklungsarbeit in Essen gute Erfah-
rungen mit dem modellhaften Vorgehen in
den �Stadtteilen mit besonderem Erneue-
rungsbedarf� sowie in anderen Stadtteil-
projekten gemacht; wir haben aber auch
erkannt, dass es nicht ausreicht, einige
Jahre lang, d.h. in einem begrenzten Zeit-
raum, besondere Problemlagen zu bear-
beiten in der Hoffnung, dass sich daraus
wie von selbst strukturelle Veränderungen
ergeben.

Angesichts der komplexen Probleme, etwa
der drohenden Ausgrenzung ganzer Be-
völkerungsgruppen aus der städtischen
Gesellschaft, wird es auch künftig nicht
gelingen, die häufig zitierten selbsttragen-
den Strukturen in einem etwa fünfjährigen
Modellzeitraum zu schaffen. Bürgerschaft-
liches Engagement und integrierte
Stadt(teil)entwicklung benötigen dauerhaft
unterstützende personelle und materielle
Rahmenbedingungen. Um die Modellpha-
se zu beenden und Regelstrukturen für ei-
ne integrierte Stadt(teil)entwicklungspolitik
zu etablieren, müssen Konzepte der Ver-
waltungsreform um die räumliche Dimen-
sion erweitert werden. Verwaltungshan-
deln muss sich stärker an städtischen
Räumen, d.h. an Bezirken, Stadtteilen und
den dort lebenden Bürgerinnen und Bür-
gern orientieren.

Eine �Raumorientierung der Verwaltung� �
als konsequente Fortführung des Quar-
tiermanagements in benachteiligten Quar-
tieren � umfasst unseres Erachtens vier
Dimensionen: eine inhaltliche, eine politi-
sche, eine finanzielle und eine organisato-
rische Dimension. Nachfolgend skizzieren
wir diese Dimensionen und unseren Ent-
wurf einer räumlich orientierten Verwal-
tung. Wir hoffen, damit Denkanstöße für
vertiefende Diskussionen in Kommunen

und Gemeinden zu liefern5. Die Umset-
zung dieser Idee muss sich an den jewei-
ligen lokalen Gegebenheiten orientieren
und von Akteuren vor Ort geleistet wer-
den. Sie wird vermutlich einige Jahre dau-
ern und über Legislaturperioden hinaus-
gehen.

Inhaltliche Dimension
Bei der inhaltlichen Dimension gilt es, in
der kommunalen Selbstverwaltung neue
Verfahren bezogen auf die Entwicklung
von Stadtteilen bzw. räumlich einge-
grenzten Gebieten zu finden und die pro-
fessionelle Kompetenz der handelnden
Akteure zu erweitern.
Es geht darum,
! ziel- und lösungsorientiert zu arbeiten;
! ganzheitlich, d.h. ressortübergreifend

zu handeln (Ressorts sind Quellen von
Ressourcen und keine abgeschotteten
Handlungsfelder);

! mit Bewohnerinnen und Bewohnern
sowie bürgerschaftlichen Gruppen und
externen gesellschaftlichen Institutio-
nen zu arbeiten und gemeinsam Lö-
sungen zu entwickeln (Bewohnerinnen
und Bewohner sind nicht mehr nur
Empfangende, sondern Auftraggeben-
de und Co-Produzierende von Leistun-
gen);

! projektorientiert, zielorientiert, mit ein-
deutigen Zuständigkeiten und in klar
definierten Zeiträumen zu agieren.

Um nicht nur nachsorgend auf Probleme
zu reagieren (Stadtteile mit besonderem
Erneuerungsbedarf), sondern eine vor-
ausschauende Stadt(teil)entwicklungspo-
litik zu realisieren, ist es z.B. sinnvoll,
durch Monitoringsysteme frühzeitig stabili-
sierende Maßnahmen mit Bürgerinnen
und Bürgern sowie Akteuren aus den
Quartieren zu entwickeln. In Essen er-
scheinen seit 1987 regelmäßig Berichte
zur �Sozialen Ungleichheit im Stadtgebiet�,
die ein kleinräumiges Bild der Stadt und
der Stadtteile zeichnen. Sie basieren auf
amtlicher Statistik, Datenquellen Dritter
(etwa der Bundesanstalt für Arbeit), Daten
aus der Verwaltungsarbeit (z.B. Sozialhil-
fe) und fallen regelmäßig an, sodass keine
Sondererhebungen vorgenommen werden
müssen.
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Politische Dimension
Bei der politischen Dimension geht es
darum, kommunale Politik in ihrer Bedeu-
tung zu stärken. Die Wahlbeteiligungen
machen klar, dass die Bürgerinnen und
Bürger die örtliche politische Ebene für
unwichtiger halten als etwa die Bundes-
ebene. Kommunalpolitik wird dann für
wichtig erachtet, wenn die Bewohnerinnen
und Bewohner erkennen können, dass
wichtige, die unmittelbaren Lebensbedin-
gungen beeinflussende Entscheidungen
auf das Wohn- und Lebensumfeld verla-
gert sind. Die politischen Gruppierungen
vor Ort gewinnen Chancen, sich neu zu
legitimieren, wenn sie sich aktiv in die
Beteiligungsverfahren zum Raumhaushalt
und zum integrierten Handlungskonzept
einmischen. Mit ihrem Votum zum Raum-
haushalt und zum Handlungskonzept wird
die Bezirksvertretung an Bedeutung ge-
winnen. Kommunale Selbstverwaltung
wird so wieder ihrem Namen gerecht und
gleichzeitig gestärkt durch Bündnisse mit
Bürgerinnen und Bürgern sowie lokalen
Akteuren6.

Organisatorische Dimension
Bei der organisatorischen Dimension geht
es um die Veränderung von Organisati-
onsstrukturen der Gesamtverwaltung. In-
tegriertes Arbeiten im Raum ist ressort-
übergreifendes Arbeiten; es bedeutet
nicht, dass sich für alle wie auch immer
abgegrenzten Räume komplette �Mini-
stadtverwaltungen� entwickeln. Andernfalls
gingen fachliche Kompetenz und die ge-
samtstädtische Perspektive verloren. Des-
halb sollte es im Gefüge der Organisati-
onseinheiten bei den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern Zuständigkeiten für Räume
geben.

Die Arbeit in so genannten Gebietsteams
ist mit mindestens zwei Verpflichtungen
verknüpft: zum Ersten im Team zu arbei-
ten, verbunden auch mit einer Kompe-
tenzerweiterung bezüglich der Verfü-
gungsberechtigung über Mittel, zum
Zweiten eine regelmäßige Rückkopplung
mit der Zentralverwaltung sicherzustellen.
Jedes Gebiet wird von einem Gebietsteam
betreut.

Das Gebietsteam
In den so genannten Gebietsteams arbei-
ten eine Gebietsbeauftragte/ein Gebiets-
beauftragter möglichst Vollzeit7, die Ver-
waltungsbeauftragten der Bezirksverwal-
tungen sowie Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter mit festzulegenden Stundenkontin-
genten aus den einzelnen Fachbereichen
zusammen. Das Gebietsteam sollte einen
Standort im Stadtteil haben, um präsent
und erreichbar zu sein. Zu den Aufgaben
der Gebietsteams zählen:
! Entwicklung integrierter Handlungskon-

zepte,
! Programmgestaltung und -umsetzung

(Maßnahmen- und Finanzierungspla-
nung),

! Projektentwicklung,
! Information und Beteiligung von Be-

wohnerinnen, Bewohnern und lokalen
Akteuren,

! Prozessverantwortung.

Besonders schwierige Gebiete (mit z.B.
umfangreichen Entwicklungsaufgaben,
Häufung von Problemen) können darüber
hinaus mit Sondermitteln (Personal, Fi-
nanzen, gegebenenfalls Kooperation mit
intermediären und anderen Organisatio-
nen) ausgestattet werden. Grundlage hier-
für sind Programme bzw. Verträge mit kla-
rem Ziel- und Zeithorizont (siehe hierzu
Abb. 1).

Im Rahmen des gültigen Personalent-
wicklungskonzepts muss für die skizzier-
ten Aufgaben systematische Personalent-
wicklung betrieben werden, die zum Teil
auf den Erfahrungen aus Modellgebieten
basiert. Notwendig sind in diesem Zu-
sammenhang unter anderem:
! Transport des Leitbilds �Raumorientie-

rung� in alle Ebenen der Verwaltung,
! Stärkung kommunikativer sowie ziel-

und lösungsorientierter Handlungskom-
petenzen,

! Qualifizierung im Bereich Projektmana-
gement und Netzwerkarbeit,

! Vermittlung von Fähigkeiten, Selbsthil-
fepotenziale zu aktivieren und ange-
messene Formen der Bürgerbeteiligung
zu entwickeln.

Einsätze in den Gebietsteams sollten be-
lohnt werden, indem sie wie derzeitige Tä-
tigkeitsbereiche im Verwaltungshandeln
ebenfalls zu Voraussetzungen für Karrie-
ren in der Verwaltung werden.

Finanzielle Dimension
Bei der finanziellen Dimension geht es um
die Veränderung der Verwendung finan-
zieller Mittel, um neue Verfahren der Bud-
getzuweisung und um eine Verknüpfung
von persönlicher/inhaltlicher und Finanz-
verantwortung. Raumorientierung der Ver-

Abbildung 1
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waltung ist nur dann wirksam, wenn aus-
reichend Finanzmittel zur Verfügung ste-
hen. Grundsätzlich werden für die Teil-
räume der Stadt (Stadtteile/Bezirke)
Haushalte aufgestellt als ein Ausschnitt
des gesamtstädtischen Haushalts, d.h.,
der Raumhaushalt hat eine weitgehend
identische Struktur/Haushaltsstellensyste-
matik wie der gesamte Haushalt. Er um-
fasst die geplanten finanziellen Leistungen
der Stadt eines Haushaltsjahres für die
ausschließlich örtlichen Angelegenhei-
ten/Aufgaben, d.h. beispielsweise die Mit-
tel für die Grünflächenpflege in einem be-
stimmten Raum, die Mittel für den bauli-
chen Unterhalt der Schulen, für den Be-
trieb der örtlichen Sporthalle, der Stadtteil-
politik, der städtischen Infrastruktur von
überwiegend örtlicher Bedeutung. Umfang
und Detaillierung des Raumhaushalts
müssen in Abstimmung mit den Fachres-
sorts entwickelt werden. Dabei wird ver-
mutlich das Volumen einzelner Haushalts-
stellen für die verschiedenen Räume un-
terschiedlich sein. So kann z.B. für den
Raum A der Anteil des Raumhaushalts
aus den Mitteln für die Grünflächenpflege
die Größe X, haben, für den Raum B je-
doch nur einen Umfang von X minus Y. Es
sollte jedoch eine weitgehende wechsel-
seitige Deckungsfähigkeit innerhalb der
räumlichen Ressortbudgets vorhanden
sein.

Aus der Erfahrung langjähriger Stadtteilar-
beit haben sich ungebundene Mittel (ein
integriertes Budget) als nützliches Instru-
ment erwiesen. Ein Teil des Gebietshaus-
halts sollte aus einem integrierten Budget
ohne enge Zweckbestimmung bestehen,
aus dem ressortübergreifende, nicht im
voraus zu planende Aktivitäten, innovative
Projekte usw. finanziert werden. Über die
Verwendung der Mittel, die über Vergabe-
richtlinien geregelt wird, entscheidet das
Gebietsteam gemeinsam mit lokalen Ak-
teuren. Die ungebundenen Mittel sind hilf-
reich, um die inhaltliche Umorientierung
innerhalb der Verwaltung abzusichern. So
kann beispielsweise Kooperation zwischen
den Ressortvertreterinnen und -vertretern
bzw. deren Arbeit durch die Spitzenfinan-
zierung aus dem Bereich ungebundener
Mittel �belohnt� werden.

Der künftige Gesamthaushalt setzt sich
zusammen aus:

1. zentralen Mitteln; sie umfassen
! gesetzliche und andere Pflichtleistun-

gen (wie etwa Personalkosten, Sozial-
hilfe, Wohngeld) und

! Leistungen mit vorwiegend gesamt-
städtischer Bedeutung (wie etwa Phil-
harmonie, Zentralbibliothek, Schwimm-
bäder, Sportstätten usw.)

2. Raumhaushalten; sie umfassen
! alle finanziellen Leistungen des Ver-

waltungs- und Vermögenshaushalts für
Aufgaben von örtlicher Bedeutung so-
wie

! eine Haushaltsstelle für ungebundene
Mittel (integriertes Budget).

Abbildung 2

Aufstellungsverfahren des Raum-
haushalts
Der erste Raumhaushalt wird auf der Ba-
sis des Rechnungsergebnisses des vor-
hergehenden Jahres für den definierten
Raum erstellt. Erst in den Folgejahren
kann ein mehrjähriges integriertes Hand-
lungs- und Entwicklungsprogramm als
Grundlage für den Raumhaushalt erstellt
werden. Hier erfolgt auch die Abstimmung
mit gesamtstädtischen Planungen. Ver-
antwortlich dafür ist das Gebietsteam, das
auch über den Raumhaushalt verfügt.
Dieser Prozess erfolgt in Abstimmung mit
der Zentralverwaltung, die wiederum das
Gebietsteam und die örtlichen politischen
Gremien an gesamtstädtischen Investiti-
onsplanungen beteiligen sollte. Ziel dabei
ist unter anderem, die persönliche und fi-
nanzielle Verantwortung miteinander zu
verknüpfen.
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Um die Auseinandersetzung mit und die
Verantwortung für städtische Räume in
der Zentralverwaltung zu verankern, ist es
wünschenswert, wenn jedes Dezernat/je-
der Geschäftsbereichsvorstand neben den
inhaltlichen Schwerpunkten auch zustän-
dig ist für einzelne Räume, deren Raum-
budget und das jeweilige Gebietsteam.
Raumhaushalte bieten die Möglichkeit,
Quartiersbewohnerinnen und -bewohner
sowie lokale Akteure an der Haushaltspla-
nung zu beteiligen. Die Kenntnisse über
den Raum/Stadtteil usw., die bei Quar-
tiersbewohnerinnen und -bewohnern vor-
liegen, machen diese auch kompetent und
(hoffentlich) bereit, sich in die Planung von
Raumhaushalten einzubringen, d.h., der
Raumhaushalt wird mit ihnen öffentlich er-
örtert: Bürgerhaushalt. Die dafür geeigne-
ten Formen müssen im Prozess experi-
mentell erprobt werden.

Nach der Phase der öffentlichen Erörte-
rung fasst die zuständige Bezirksvertre-
tung (NRW) oder die örtliche politische
Vertretung einen Empfehlungsbeschluss
für den Gebietshaushalt. Bei den Haus-
haltsberatungen des Rates über die
Raumhaushalte hat der jeweilige Bezirks-
vorsteher Rederecht. Das abschließende
Beschlussrecht liegt weiterhin beim Rat
der Stadt.

Das in Abbildung 3 skizzierte Konzept
kann nicht flächendeckend zur selben Zeit
eingeführt werden. Sinnvoll erscheint eine
wissenschaftlich begleitende Erprobungs-
phase in mehreren Modellgebieten.

Abschließend möchten wir anregen, bei
der Diskussion um eine Raumorientierung
der Verwaltung nicht die Debatte um die
Raumhaushalte in den Vordergrund zu
stellen � ähnlich wie es derzeit im Rahmen
der Flexibilisierung der Jugendhilfe in Be-
zug auf die Sozialraumbudgets geschieht.
Mit der Auseinandersetzung um die Bud-
gets werden die inhaltlichen Aspekte und
die �Philosophie� des Ansatzes in den
Hintergrund gedrängt.

Wir sollten nicht vergessen, dass Raum-
orientierung der Verwaltung zum Ziel hat,
effektiver als bisher auf gesellschaftliche

Probleme zu reagieren, die Integrations-
chancen benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen zu verbessern und den sozialen
Frieden im Land nachhaltig zu sichern.

Gaby Grimm, Gabriele Micklinghoff,
Klaus Wermker  !

Gaby Grimm, freiberufliche Mitarbeiterin am In-
stitut für Stadtteilbezogene Soziale Arbeit und
Beratung (ISSAB) der Universität Essen, Holz-
straße 7-9, 45141 Essen, Fon: 0201/43764-0,
Fax: 26, E-Mail: Gaby.Grimm@gmx.de
Gabriele Micklinghoff, Mitarbeiterin im Büro der
Beigeordneten für Jugend und Soziales der
Stadt Essen
Klaus Wermker, Leiter Büro Stadtentwicklung
der Stadt Essen

1 Steffen, Gabriele, Robuste Quartiere. Erwartun-
gen und Resultate, in: Feldtkeller, A. (Hrsg.):
Städtebau. Vielfalt und Integration. Neue Kon-
zepte für den Umgang mit Stadtbrachen, Stutt-
gart/München 2001.

2 Stadt Essen/ISSAB (Hrsg.), Ansätze integrierter
Kommunalpolitik, Essen 1997.

3 Grimm, Gaby/Hinte, Wolfgang/Löhr, Rolf-Peter,
Quartiermanagement, unveröffentlichtes Arbeits-
papier, Berlin/Essen 2000; Grimm, Gaby/Hinte,
Wolfgang, Vor Leuchtturmprojekten aus Stein
wird gewarnt, in: sozial extra Heft 9 (2000),
S. 28�34; Grimm, Gaby, Gabriele Micklinghoff,
Klaus Wermker, Quartiermanagement: das Es-
sener Modell, in: Soziale Stadt info 5 (2001),
S. 17�19; Grimm, Gaby/Micklinghoff, Gabrie-
le/Wermker, Klaus, Erforderlich: Freude am
Kontakt mit verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen. Quartiermanagement � das Essener Modell,
in: Sozial Extra Heft 7 (2001), S. 37�41.

4 Vgl. dies.
5 In Kürze wird in diesem Zusammenhang auch ein

Positionspapier �Raumorientierung der kommu-
nalen Selbstverwaltung� des �Städte-Netzwerks
für Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf
NRW� mit ähnlichem Inhalt erscheinen, da aus-
gehend von den Überlegungen in Essen auch auf
Landesebene Diskussionen initiiert und Konzep-
tionen entwickelt wurden.

6 Am Beispiel der �Katernberg-Konferenz�, einer
von bürgerlichen Kräften getragenen Stadtteil-
konferenz in Essen-Katernberg, wird mit regel-
mäßig über 100 Besucherinnen und Besuchern
deutlich, wie viel Interesse die Bürgerinnen und
Bürger an Informationen und Diskussionen über
ihren Stadtteil sowie die lebensweltlichen The-
men haben.

7 Personelle Ressourcen der Gebietsbeauftragten
innerhalb der Verwaltung sind abhängig von der
Situation in den Quartieren; Stadtteile mit beson-
derem Erneuerungs- bzw. Entwicklungsbedarf
benötigen erfahrungsgemäß mindestens eine
Vollzeitstelle.

Abbildung 3
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Was ich sehe?
Soziale Stadt � das meint in Hamburg Lu-
rup vor allem das Hamburger Landespro-
gramm Soziale Stadtteilentwicklung, dem
Lurup zwei Quartiersmanagerinnen und
-manager, ein zentral gelegenes Stadtteil-
büro, einen Verfügungsfonds von 40 000
DM und die finanzielle Förderung vieler
Projekte verdankt. Verglichen damit be-
merken wir in unserem Alltag eher wenig,
dass Lurup auch Modellgebiet des Bund-
Länder-Programms Soziale Stadt ist.

Die Blickwinkel
Wer sich auf Soziale Stadtteilentwicklung
einlässt, ist schnell nicht mehr �nur� Be-
wohnerin, sondern bald auch Vertreterin
einer Initiative, Mitglied einer Projektgrup-
pe oder als Mit-Geschäftsführerin des
Stadtteilbeirats �Mit-Hüterin� der gesamten
Entwicklung � oder auch Existenzgründe-
rin im Bereich Öffentlichkeitsarbeit und
Beteiligung (aber das ist eine andere Ge-
schichte...).

Die Sicht der Bewohnerin ...
Früher mussten aktive Bewohnerinnen
und Bewohner und ihre Initiativen in Lurup
sich �abrackern�, um bei Behörden und
Wohnungsbaugesellschaften Gehör zu
finden. Dann gab es eine Wende: Neue,
aufgeschlossenere Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des sozialen Wohnungsbau-
unternehmens ermutigten uns und bezo-

gen uns in Planungen ein. Das Wissen
und die Kompetenz der Bewohnerschaft
waren plötzlich gefragt, um Informationen
für ein Stadtteilgutachten zu liefern. Dabei
machten die Akteurinnen und Akteure vor
Ort die Erfahrung, dass die Gutachter
zwar viel von uns wissen, uns aber nicht in
die Auswertung einbeziehen wollten.
Trotzdem fühlten sich einige Initiativen so
gestärkt, dass wir einen Stadtteilbeirat (Lu-
ruper Forum) gründeten � und dies bereits
bevor Lurup in das Programm Soziale
Stadtteilentwicklung aufgenommen wurde.
Mit Aufnahme in das Programm gab es ei-
nen weiteren Schub: Jetzt gibt es gute
Voraussetzungen, um Bewohnerinnen und
Bewohner und Initiativen zu beraten, prak-
tisch, politisch und materiell zu unterstüt-
zen. Besonders wichtig ist uns dabei, mit
mobilisierenden Planungsmethoden An-
lässe zu schaffen und Bewohnerinnen und
Bewohnern Zeit, Raum und Unterstützung
zu geben, damit sie ihre Bedürfnisse und
Fähigkeiten, etwas für ihren Stadtteil zu
entwickeln, kennen lernen und organisie-
ren können. Hier zeigen sich aber auch
die Grenzen des Programms: Bewohne-
rinnen und Bewohner, die in Initiativen
Bedürfnisse ermitteln und Projekte entwi-
ckeln, tun dies ehrenamtlich. Sie sind oft
erwerbslos und suchen Arbeit � oder sie
engagieren sich zusätzlich zur Erwerbs-
und Familienarbeit in ihrer Freizeit. Oft
steigen gerade die materiell nicht so gut
Gestellten, die einen wichtigen Beitrag zur
�Stadtteilentwicklung von unten� leisten
könnten, aus, weil sie diese Arbeit auf
Dauer nicht ehrenamtlich leisten wollen
und können. Hier fehlt eine Förderung für
�Projektentwicklung von unten�, die Be-
wohnerinnen und Bewohnern ermöglicht,
sich dauerhaft an der Entwicklung und
Verwirklichung von Projekten zu beteili-
gen.

... und der Geschäftsführerin des Beirats
Engagierte Bewohnerinnen und Bewohner
sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Einrichtungen haben sich Gedanken ge-
macht, wie in Lurup eine gute Entwicklung
mit allen Beteiligten organisiert werden
kann. Sie arbeiten in der Geschäftsfüh-
rung des Forums mit und motivieren auch
meine �Kolleginnen� und �Kollegen� in der

Geschäftsführung � Vertreterinnen und
Vertreter der Parteien, der (Wohnungs-)
Wirtschaft, der Jugend- und Familien-
hilfe �, ihre Begabungen, Erfahrungen und
Verbindungen einzubringen und für den
Gesamtprozess der Stadtteilentwicklung
Verantwortung zu übernehmen � und nicht
(nur) ihre speziellen Interessen zu vertre-
ten. Dies bedeutet für die hauptamtlichen
Quartiersentwicklerinnen und -entwickler,
mit �Halbprofessionellen� zusammenzuar-
beiten � auch in Bereichen, die traditionell
ihnen allein und ihren Auftraggebern zuge-
rechnet werden; eine spannende Situati-
on, die allen viel Verständnis und Respekt
für die jeweils unterschiedlichen Rollen
und Aufträge der anderen abverlangt.
Doch auch wenn es gelingt, �Quartiers-
entwicklungstalente� im Stadtteil zu för-
dern und gute Formen der Zusammenar-
beit zu etablieren, haben wir eine Frage
noch nicht geklärt: Mit welchen Ressour-
cen können wir nach Ablauf des Pro-
gramms weiterarbeiten?

Sabine Tengeler  !
Ohlestraße 40 b, 22547 Hamburg
Telefon: 040/832 62 27,
Telefax: 040/832 11 08,
E-Mail: Sabine.Tengeler@hamburg.de

„Soziale Stadt –
„meine Sicht“
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Veranstaltungshinweise

5.  b is  6 .11 .2001, Essen
Impulskongress �Integratives Handeln für
die soziale Stadtteilentwicklung�; Veran-
stalter: Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen, Deutsches In-
stitut für Urbanistik; Ort: Zeche Zollverein,
Essen.

8 .11 .2001, Hamburg
�STEG Forum Stadterneuerung 2001�;
Veranstalter: STEG Hamburg; Ort: AGMA-
Kulturhaus, Gefionstraße 3, Hamburg-
Altona; Anmeldung/Infos: E-Mail: sabi-
ne.biermann@steg-hh.de; Telefon: 040/
43 13 93-63.

9 .11 .2001, Nürnberg
Themenabend 2 �Vorbereitende EU-Ziel-
2-Veranstaltungen zur Zukunftskonferenz,
Thema Bildung und Qualifizierung mit
Prof. Karl Ganser�; Veranstalter: Wirt-
schaftsreferat und Bildungszentrum der
Stadt Nürnberg; Ort: Humboldtsäle, Hum-
boldtstr. 114-118; Zeit: 19.00 Uhr.

10 .11 .2001, Augsburg
Seminar �Kommunalpolitik � wie funktio-
niert das eigentlich�; Veranstalter: Petra-
Kelly-Stiftung; Anmeldung/Infos: Telefon:
089/24 22 67-30.

12.  b i s  13 .11 .2001, Lingen
Fachtagung �Erziehung leichter machen �
Gewalt vorbeugen�; Veranstalter: Ludwig-
Windthorst-Haus in Zusammenarbeit mit
der Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozi-
aler Bildungswerke � AKSB; Ort: Ludwig-
Windthorst-Haus, Gerhard-Kues-Str. 16,
49808 Lingen-Holthausen, Telefon:
0591/61 02-117, Telefax: 0591/61 02-135,
E-Mail: lwh.lingen@t-online.de

16.11 .2001, Berlin
Veranstaltung �Stadtteil stärkt Frauen. Lo-
kale Entwicklungskonzepte � geschlechts-
spezifisch betrachtet�; Veranstalter: Bil-
dungswerk Berlin der Heinrich-Böll-
Stiftung; Ort: Werkstatt der Kulturen,
Wissmannstraße 32, 12049 Berlin; An-
meldung/Infos: Bildungswerk Berlin der

Heinrich-Böll-Stiftung, Birgit Erbe, Kott-
busser Damm 72, 10967 Berlin, Telefon:
030/61 12 89 67, E-Mail: erbe@bildungs-
werk-boell.de

16.  b i s  17 .11 .2001, Nürnberg
Großveranstaltung: �Zukunftskonferenz II,
Thema: �Qualifizierungs- und Bildungsof-
fensive�; Veranstalter: Wirtschaftsreferat
und Bildungszentrum der Stadt Nürnberg;
Ort: Sigena-Gymnasium; Anmeldung: EU-
Ziel-2-Programm-Management, Telefon:
0911/20 55 58 15, Telefax: 0911/20 55 58-
18, E-Mail: info@suedstadt.nuernberg.de

17.11 .2001, Nürnberg
Seminar �Kommunalpolitik � wie funktio-
niert das eigentlich�; Veranstalter: Petra-
Kelly-Stiftung; Anmeldung/Infos: Telefon:
089/24 22 67-30.

22.  b i s  23 .11 .2001, Hannover
Kongress �Stadtplanung auf neuen We-
gen � Zukunftsfähige Stadtentwicklung:
Vom Modell zum Standard�; Veranstalter:
Landeshauptstadt Hannover, Amt für Um-
weltschutz; Kronsberg-Umwelt-Kommu-
nikations-Agentur GmbH (KUKA); Ort:
Hannover; Infos und Anmeldung: KUKA,
Feldbuschwende 2, 30539 Hannover,
Telefax: 0511/95 07 98-50; E-Mail:
kukagmbh@compuserve.com, Teilnahme-
gebühr: DM 270,�/ermäßigt DM 150,�.

24 .11 .2001, Berlin
Seminar �Integration von Migrantinnen und
Migranten�; Veranstalter: Bildungswerk für
Alternative Kommunalpolitik e.V.; Ort:
Dietrich-Bonhoeffer-Haus, Ziegelstraße
30, Berlin-Mitte; Infos und Anmeldung
über www.gruene-berlin.de/biwak

30.11 .2001, Nürnberg
Tagung �Auf dem Weg zur interkulturellen
Gesellschaft � Trainings und Konzepte zur
interkulturellen Arbeit�; Veranstalter: Petra-
Kelly-Stiftung, Telefon: 089/24 22 67-30.

8 .12 .2001, Berlin
Seminar �Aufbau lokaler Netzwerke gegen
Rechts�; Veranstalter: Bildungswerk für
Alternative Kommunalpolitik e.V.; Ort:
Dietrich-Bonhoeffer-Haus, Ziegelstraße
30, Berlin-Mitte; Infos und Anmeldung
über www.gruene-berlin.de/biwak

30.11 .  b i s  1 .12 .2001, Berlin
7. bundesweiter Kongress Armut und
Gesundheit: �Gesundheitsziele gegen Ar-
mut � Netzwerke für Menschen in schwie-
rigen Lebenslagen�; Veranstalter: Berliner
Regionalverband des Gesunde-Städte-
Netzwerkes; Kontakt und Organisation
über www.gesundheitberlin.de

4.  b is  8 .3 .2002, Essen
Seminar: �Sozialraumorientierung: Grund-
legendes Methodenseminar für die Praxis
Sozialer Arbeit im Gemeinwesen�; Veran-
stalter: Institut für Stadtteilbezogene sozi-
ale Arbeit und Beratung (ISSAB Uni/GH
Essen); Kontakt: www.uni-essen.de/issab
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Sie möchten gern das Soziale Stadt info abonnieren?

Schicken Sie uns einfach eine E-Mail:   sozialestadt@difu.de    oder ein Telefax:   030/39 001-269
Geben Sie bitte Ihren vollständigen Namen, die Adresse, ggf. Dienststelle oder Institution, aber auch Telefon, Telefax an.

Oder Sie senden einfach eine Postkarte an: Deutsches Institut für Urbanistik, Straße des 17. Juni 112, 10623 Berlin.


